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Der Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft (BTW) hat

mit vielen neuen Mitgliedern weiter an Gewicht gewonnen. Wir

begrüßen sehr herzlich in unseren Reihen:

die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Luftfahrtunternehmen (ADL)

als nationale Vertretung der touristischen Fluggesellschaften

die Bayern Tourismus Marketing GmbH 

stellvertretend für das mit Abstand wichtigste Inlands-Reiseziel

den Tourismusverband Baden-Württemberg 

als Verfolger in der Übernachtungs-Statistik

den Europa-Park als Marktführer unter den

deutschen Freizeit- und Themenparks

den Flughafen München als 

vierten großen deutschen Airport im Spitzenverband und

die REWE Touristik als dritten großen und 

besonders vertriebsstarken Tourismuskonzern im BTW.

Diesen Neuzugängen steht mit dem Deutschen Tourismusverband

lediglich ein Abgang gegenüber. Der BTW bleibt mit Deutscher 

Zentrale für Tourismus (DZT), Tourismusverband Baden-Württem-

berg, Bayern Tourismus Marketing GmbH, Berlin Tourismus Mar-

keting GmbH, Thüringer Tourismus GmbH, Deutschem Hotel- und

Gaststättenverband (DEHOGA Bundesverband), Deutschem Reise-

büro und Reiseveranstalter Verband (DRV), der DB Personenverkehr

GmbH und vielen anderen Mitgliedern die maßgebliche Interessen-

vertretung im Deutschlandtourismus.

Eine weitere gute Nachricht: Die Reiselust ist zurückgekehrt. Nach

zwei von erheblichen Umsatz- und Ertragsrückgängen gekenn-
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zeichneten Jahren steht 2004 für

eine Trendwende in der Touris-

muswirtschaft: Trotz hoher Öl-

preise befindet sich der Luftver-

kehr im Aufwind, die Passagier-

zahlen im Personenverkehr der

Bahn steigen wieder und die

Bustouristik behauptet trotz aller

gegenwärtigen Probleme ihre

Position. Das deutsche Gastgewerbe rechnet mit einem Umsatzplus

von 1,5 Prozent bei stabilen Preisen, wobei die Hotellerie besser

abschneiden dürfte als die Gastronomie.

Für die deutschen Reiseveranstalter wird ein Umsatzzuwachs von

drei bis fünf Prozent – wegen der nochmals gesunkenen Reiseprei-

se verbunden mit wesentlich höheren Teilnehmerzahlen – erwartet.

Diese positive Entwicklung dürfte allerdings nicht ausreichen, 

um die sechs Prozent weniger Umsatz und fünf Prozent weniger

Teilnehmer von 2003 zu kompensieren. Dank besserer Planung wer-

den die Betriebsergebnisse dennoch deutlich über dem Vorjahr lie-

gen.

Die Tourismusindustrie bleibt auf Konsolidierungskurs. Die diesjähri-

gen Frühbucherangebote sind von Familien sehr gut angenommen

worden. Der starke Euro begünstigt das Geschäft mit Fernreisen.

Zurückgefahrene Kontingente bei Hotels und Flügen wirken dem

Preisverfall entgegen und stärken das Image der Pauschalreise als

gefragtes, werthaltiges Gut. Belastend für das Sommergeschäft 2004

wirken insbesondere die Fußball-Europameisterschaft in Portugal,

die Olympischen Spiele in Athen sowie die extrem saisonverkür-

zende Sommerferienregelung der Kultusministerkonferenz. Ande-

rerseits profitiert die Branche von ersten Anzeichen einer konjunk-
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turellen Erholung, steigendem Verbrauchervertrauen, dem Ende des

Irak-Kriegs und der erfolgreichen SARS-Bekämpfung.

Vorbote der wirtschaftlichen Erholung ist die Zahl der Reisever-

triebsstellen, die im vergangenen Jahr wieder zugenommen hat:

2003 gab es insgesamt 17.143 Reisevertriebsstellen (plus 2,5 Prozent),

darunter 13.753 Reisebüros (plus 1 Prozent). Über 80 Prozent der

deutschen Reisebüros verfügen mittlerweile über einen Internetauf-

tritt, die allermeisten auch mit Buchungsfunktion. Branchenweit ver-

zeichnet der Onlinevertrieb zwar hohe Zuwachsraten, aber lediglich

einen einstelligen Marktanteil. Ausnahme sind Low-Cost-Fluggesell-

schaften, die zu über 80 Prozent online gebucht werden.

Unsere Branche ist wieder auf dem Weg nach oben. Damit sich die-

ser Aufstieg bei Beschäftigung und Steuereinnahmen niederschlägt,

braucht die Tourismusindustrie bessere Rahmenbedingungen statt

neuer Hemmnisse:

Unter Wettbewerbsgesichtspunkten haben sowohl die Gastro-

nomie als auch der Schienenpersonenverkehr der Bahn eine

Mehrwertsteuer-Senkung verdient, deren Voraussetzungen von

der Politik zu schaffen sind.

Trotz aller Sparzwänge muss weiter in die Intermodalität von

Straße, Schiene und Luftverkehr investiert werden.

Generell sollten Reise- und Linienbusse steuerlich der Bahn

gleichgestellt werden.

Die immer wiederkehrenden Debatten um Mehrwertsteuer auf

Auslandsflüge oder eine Kerosinbesteuerung müssen ein Ende

haben, weil nationale Alleingänge Deutschland im globalen

Wettbewerb nicht weiter bringen und keine Haushaltslöcher

stopfen können.
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Das Reiseland Deutschland braucht kein Ladenschlussgesetz, sehr

wohl aber schon bald eine neue, besser koordinierte Sommer-

ferienregelung über 92 Tage – vom 15. Juni bis zum 15. September

– mit geringst möglichen Überschneidungen gerade der bevölke-

rungsreichen Bundesländer.

Das neue Zuwanderungsgesetz ist ein wichtiger und richtiger Kom-

promiss, der unserer Branche zugute kommt, die in besonderem

Maße auf Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer aus Nicht-

EU-Staaten angewiesen ist. Dass mit dem Ausbildungspakt die Aus-

bildungsplatzabgabe samt der damit verbundenen Bürokratie abge-

wandt werden konnte, ist gleichermaßen ein Erfolg für die deutsche

Wirtschaft wie für die Perspektiven von Berufsanfängern.

Die Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland ist für die heimi-

sche Tourismuswirtschaft bereits jetzt ein Termin von überragender

Bedeutung: Schon weit im Vorfeld bringt ein solches Großereignis

Gäste – darunter viele Berichterstatter ausländischer Medien – ins

Land. Dementsprechend wird das Interesse von Öffentlichkeit und

Fußballfans in aller Welt an der Bundesrepublik stark zunehmen. Das

ist eine Bewährungsprobe mit großem Potenzial für Anschlussge-

schäfte und eine einmalige Chance, die es zu nutzen gilt. Nicht nur

die BTW-Mitglieder, unser gesamtes Land sollte alles daran setzen,

damit wir uns als gute, fußballbegeisterte Gastgeber präsentieren!

Klaus Laepple

Präsident des Bundesverbandes

der Deutschen Tourismuswirtschaft (BTW)
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Präsident

Klaus Laepple

Präsident, Deutscher Reisebüro und 

Reiseveranstalter Verband e.V. (DRV), Berlin

Geschäftsführendes Präsidium

Dr. Volker Böttcher

Vorsitzender der Geschäftsführung, 

TUI Deutschland GmbH, Hannover

Ernst Fischer (Schatzmeister)

Präsident, Deutscher Hotel- und 

Gaststättenverband e.V. (DEHOGA Bundesverband), Berlin

Klaus Laepple

Präsident, Deutscher Reisebüro und 

Reiseveranstalter Verband e.V. (DRV), Berlin

Robert Salzl

Vorsitzender der Geschäftsführung,

Arabella Hotel Holding GmbH & Co. KG

Der Bundesverband der
Deutschen Tourismuswirtschaft (BTW)
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Präsidium

Dr. Wilhelm Bender

Vorsitzender des Vorstandes, Fraport AG, Frankfurt/Main

Dr. Volker Böttcher

Vorsitzender der Geschäftsführung, 

TUI Deutschland GmbH, Hannover

Jürgen Büchy

Geschäftsführer Vertrieb, 

DB Personenverkehr GmbH, Frankfurt/Main

Richard Eberhardt

Präsident, RDA Internationaler Bustouristik Verband e.V., Köln

Dr. Peter Fankhauser

Mitglied des Vorstandes, Thomas Cook AG, Oberursel

Ernst Fischer (Schatzmeister)

Präsident, Deutscher Hotel- und 

Gaststättenverband e.V. (DEHOGA Bundesverband), Berlin

Joachim Hunold (seit 3. Mai 2004)

Präsident, Arbeitsgemeinschaft 

Deutscher Luftfahrtunternehmen (ADL), Bonn

Michael Kirnberger

Präsident, Verband Deutsches Reisemanagement e.V. (VDR),

Frankfurt/Main
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Klaus Laepple

Präsident, Deutscher Reisebüro und 

Reiseveranstalter Verband e.V. (DRV), Berlin

Dr. Jürgen Linde (bis 30. April 2004)

Präsident, DTV – Deutscher Tourismusverband e.V., Bonn

Hanns Peter Nerger

Geschäftsführer, Berlin Tourismus Marketing GmbH (BTM), Berlin

Robert Salzl

Vorsitzender der Geschäftsführung, 

Arabella Hotel Holding GmbH & Co. KG, München

André Witschi

Vorsitzender der Geschäftsführung, 

Accor Hotellerie Deutschland GmbH, München

Generalsekretariat

Rechtsanwalt Christian Ehlers, Generalsekretär, Berlin

Ulrich Rüter, Geschäftsführer, Berlin

Christian Boergen, Kommunikation, Berlin

Carola Vergin, Sekretariat, Berlin

Rechtsanwalt Klaus-Heiner Lehne, Europabeauftragter, Brüssel
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Accor Hotellerie Deutschland GmbH, München

André Witschi, Vorsitzender der Geschäftsführung

Amadeus Germany GmbH, Bad Homburg

Peter W. Munzig, Director Amadeus GTD (bis 31. Oktober 2003)

Holger Taubmann, Vorsitzender der Geschäftsführung 

(seit 1. November 2003)

Arabella Hotel Holding GmbH & Co. KG, München

Robert Salzl, Vorsitzender der Geschäftsführung

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Luftfahrtunternehmen (ADL), Bonn

(seit 1. Januar 2004)

Joachim Hunold, Präsident

Autobahn Tank & Rast Holding GmbH, Bonn

Franz Anslinger, Direktor (bis 31. Dezember 2003)

Peter Markus Löw, Direktor (seit 1. Januar 2004)

AVIS Autovermietung GmbH & Co. KG, Oberursel

Gerd Hartmann, Vorsitzender der Geschäftsführung

Bayern Tourismus Marketing GmbH, München (seit 1. Januar 2004)

Richard Adam, Geschäftsführer

Berlin Tourismus Marketing GmbH (BTM), Berlin

Hanns Peter Nerger, Geschäftsführer

DB Personenverkehr GmbH, Frankfurt/Main 

Jürgen Büchy, Geschäftsführer Vertrieb

Deutsche Lufthansa AG, Frankfurt/Main

Thierry Antinori, Bereichsvorstand Marketing & Vertrieb

Der BTW und seine Mitglieder
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Deutsche Zentrale für Tourismus e.V. (DZT), Frankfurt/Main

Ursula Schörcher, Vorstandsvorsitzende (bis 30. September 2003)

Petra Hedorfer, Vorstandsvorsitzende (seit 1. Oktober 2003)

Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e.V. 

(DEHOGA Bundesverband), Berlin

Ernst Fischer, Präsident

Deutscher Reisebüro und Reiseveranstalter Verband e.V. (DRV), Berlin

Klaus Laepple, Präsident

Deutsches Verkehrsforum, Berlin

Thomas Hailer, Geschäftsführer

Dorint AG, Mönchengladbach

Dr. Michael Theim, Vorstandssprecher

DTV – Deutscher Tourismusverband e.V., Bonn (bis 30. April 2004)

Dr. Jürgen Linde, Präsident

DuMont Reiseverlag GmbH & Co. KG, Köln

Andreas von Stedman, Geschäftsführer

Europäische Reiseversicherung AG, München

Wolfgang Diels, Vorsitzender des Vorstandes

Europa-Park Freizeit- und Familienpark Mack KG, Rust

(seit 1. Januar 2004)

Roland Mack, Geschäftsführender Gesellschafter

Flughafen Düsseldorf GmbH, Düsseldorf

Dr. Rainer Schwarz, Vorsitzender der Geschäftsführung



Flughafen Köln/Bonn GmbH, Köln

Michael Garvens, Vorsitzender der Geschäftsführung

Flughafen München GmbH, München (seit 1. Januar 2004)

Dr. Michael Kerkloh, Vorsitzender der Geschäftsführung

Fraport AG, Frankfurt/Main

Dr. Wilhelm Bender, Vorsitzender des Vorstandes

Gebr. Heinemann, Hamburg

Heribert Diehl, Geschäftsführer

Gütegemeinschaft Buskomfort e.V. (gbk), Böblingen

Martin Becker, Geschäftsführer

Hotel Adlon Berlin, Berlin

Jean K. van Daalen, Geschäftsführender Direktor

Hotelverband Deutschland e.V. (IHA), Berlin

Bernd Geyer, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied

INFOX GmbH & Co. Informationslogistik KG, Bonn

Axel Schmidt, Geschäftsführer (bis 31. März 2004)

Gerd Steffen, Geschäftsführer (seit 1. April 2004)

Messe Berlin GmbH, Berlin

Raimund Hosch, Vorsitzender der Geschäftsführung

Organisation für Teilzeitwohnrecht in Europa (OTE), Brüssel

Peter van der Mark, Generalsekretär
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PwC Deutsche Revision AG, Essen

Franz-Josef Schwarzhof, Mitglied des Vorstandes 

(bis 31. Dezember 2003)

Dr. Gerhard Rolfes, Partner, 

Hannover (seit 1. Januar 2004)

REWE Touristik, Köln (seit 1. Januar 2004)

Dietmar Kastner, Sprecher der Geschäftsführung

RDA Internationaler Bustouristik Verband e.V., Köln

Richard Eberhardt, Präsident

Thomas Cook AG, Oberursel

Dr. Peter Fankhauser, Mitglied des Vorstandes

Thüringer Tourismus GmbH / Service Center Thüringen, Erfurt

Bärbel Grönegres, Geschäftsführerin

Tourismusverband Baden-Württemberg e. V., Stuttgart 

(seit 1. Januar 2004)

Roger Heidt, Verbandsdirektor

TUI AG, Hannover

Dr. Volker Böttcher, 

Vorsitzender der Geschäftsführung TUI Deutschland GmbH

Verband Deutsches Reisemanagement e.V. (VDR), Frankfurt/Main

Michael Kirnberger, Präsident
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Der BTW ist seit dem 1. Januar 2003 Mitglied im Bundesverband der

Deutschen Industrie (BDI). Damit hat für die Tourismuswirtschaft

eine neue Ära begonnen: Endlich ist die industrielle Produktion von

Dienstleistungen der industriellen Produktion von Wirtschaftsgütern

verbandspolitisch gleichgestellt worden. Ziel der deutschen Touris-

muswirtschaft ist es, durch die Mitgliedschaft im BDI die eigenen

Interessen noch wirkungsvoller durchzusetzen.

Die Interessen von Industrie und Tourismuswirtschaft sind auf vielen

wirtschaftspolitischen Feldern identisch. Für Unternehmen beider

Sektoren müssen die Standortbedingungen in Deutschland sowie

die Rahmenbedingungen für Engagement im Ausland verbessert

werden.

Bereits im Strategiepapier „Struktur des BTW 2002“ haben sich die

BTW-Mitglieder zu einem starken und eigenständigen BTW bekannt.

Das Papier macht deutlich, dass der BTW als touristischer Dachver-

Der BTW als Mitglied im Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI)

BDI, Haus der Deutschen Wirtschaft in Berlin

Hauptgeschäfts-
führer Dr. Ludolf 
v. Wartenberg

Präsident
Dr. Michael
Rogowski
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band den wichtigsten Sektor der industriellen Dienstleistung vertritt

und als Querschnittsverband alle Stufen der touristischen Wert-

schöpfungskette abdeckt. 

Dabei bündelt er die tourismuspolitischen Kräfte sowohl auf Unter-

nehmens- wie auch auf Verbandsseite. Der BTW verbindet Führung

mit dem Subsidiaritätsprinzip. Damit kommen die Stärken aller Part-

ner optimal zur Geltung: Politische Fragen werden kompetent und

effektiv in den Fachverbänden oder Unternehmen behandelt. Der

BTW bündelt die Interessen der Branche, definiert den kleinsten

gemeinsamen Nenner und bringt diesen mit der Stärke des Dach-

verbands in den politischen Prozess ein.

Interessen vertreten im Netzwerk

Der BTW ist zugleich Interessenvertreter, Netzwerk und Multiplikator.

Die gemeinsamen gesamtpolitischen Interessen der Tourismuswirt-

schaft zu vertreten, ist seine ureigene Aufgabe. Vor allem, wenn es

darum geht, den Stellenwert der Tourismuswirtschaft im politischen

Prozess zu erhöhen. Als Teil eines höchst effizienten Netzwerks

arbeitet der BTW mit verschiedenen Leistungsträgern und Verbän-

den eng zusammen, um wichtige Themen wie „Sicherung der

Mobilität“ oder Steuerfragen politisch und publizistisch nachhaltig

zu präsentieren. Konkrete Sachfragen der Fachverbände und Mit-

gliedsunternehmen – etwa zur Steuerharmonisierung – bringt der

BTW ebenfalls gebündelt und „angereichert“ in die Politik ein.

Mit der Mitgliedschaft im BDI hat der BTW seine Zuständigkeit für

zentrale Themen der Branche nicht „an der Garderobe des BDI“

abgegeben. Vielmehr kann er nun dringende Anliegen der Branche

via BDI gezielt einspeisen, so dass sie bei den richtigen Personen

und am richtigen Ort Gehör finden. Die Erwartungen des BTW an

die BDI-Mitgliedschaft haben sich bislang erfüllt. Insbesondere ver-
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tritt der BDI die Interessen der vielen im BTW vertretenen mittel-

ständischen Unternehmen wirksam und aktiv, wodurch er sich zu

einem Sprecher der gesamten Industrie- und der Dienstleistungs-

wirtschaft gewandelt hat.

Die für die deutsche Tourismuswirtschaft interessanten Kernthemen

des BDI:

Arbeitsmarktreform

Neue Länder – Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik 

Unternehmensfinanzierung

Vertiefung der Europäischen Union / Reformkonvent

Erweiterung der Europäischen Union /

Industriebeziehungen zu Beitrittsländern

Neuauflage des BDI-Perspektivkonzepts 

„Für ein attraktives Deutschland“

Luftverkehr zukunftsfähig gestalten

Gewerbesteuer

Unternehmenssteuerrecht fortentwickeln

Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

EU-Umwelthaftung

Europäisches Vertragsrecht

Industrielle Mittelstandspolitik

Außenwirtschaftsrecht / Exportkontrollen

Außenwirtschaftsoffensive umsetzen

China: Wirtschaftliche Zusammenarbeit ausbauen

Transatlantische Partnerschaft stärken

Engagement der deutschen Wirtschaft 

in Nordafrika, Nah- und Mittelost

Förderung der Außenwirtschaft weiterentwickeln



BTW-Mitglieder im BDI-Präsidium

Dr. Michael Frenzel, 

Vorsitzender des Vorstandes, TUI AG, Hannover

Stefan Pichler,  

Vorsitzender des Vorstandes, Thomas Cook AG, Oberursel

(bis 30. November 2003)

BTW-Mitglieder im BDI-Vorstand

Klaus Laepple, Präsident, 

Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft e.V. (BTW)

Besetzung der BDI-Ausschüsse mit BTW-Mitgliedern

Außenwirtschaft Thomas Cook AG 

Dr. Rolf-Dieter Graß,

Leiter Kommunikation

TUI AG

Günter Ihlau,

Direktor Internationale Beziehungen

Energie Deutsche Bahn AG 

Dr. Florian Baentsch,

Marketing/Vertrieb Netze

Forschung + Technologie Deutsche Bahn AG 

Birgit Chollee,

Leiterin Geschäftsfeld 

Innovations-Management
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Geld, Kredit und Währung Hotelverband Deutschland e.V. (IHA)

Markus Luthe,

Stellv. Hauptgeschäftsführer

Ausschuss für Konsumgüter Deutscher Reisebüro und Reise-

veranstalter Verband e.V. (DRV) 

Peter Landsberger (bis 30. Juni 2004),

Vorsitzender der Geschäftsführung

Deutsches Reisebüro (DER)

Mittelstandsausschuss Deutscher Reisebüro und Reise-

veranstalter Verband e.V. (DRV)

Hans Doldi, Vizepräsident

Gütegemeinschaft Buskomfort (gbk)

Rainer Klink, Vorsitzender

Hotelverband Deutschland e.V. (IHA)

Bernd Geyer,

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied

Ausschuss Multimedia- INFOX GmbH & Co.

und Telekommunikation Informationslogistik KG

Klaus Gehrke, 

Geschäftsführer Projekt ex2ex

Amadeus Germany GmbH

Peter W. Munzig,

Director Amadeus GTD

Recht Deutsche Bahn AG 

Margit Suckale,

Leiterin Rechtabteilung



TUI AG 

Andreas Göhmann,

Direktor Rechtsabteilung

Ausschuss Sicherheitsfragen Deutsche Bahn AG

Jens Petersen,

Leiter Konzernsicherheit

Fraport AG 

Peter Haupt,

Leiter Flughafensicherheit

Statistischer Ausschuss Deutsche Zentrale 

für Tourismus e. V. (DZT) 

Norbert Tödter,

Leiter Unternehmensplanung

Steuerausschuss Deutsche Lufthansa AG

Hartmut Wolter (seit 1. Mai 2004),

Leiter Konzernsteuern

PwC Deutsche Revision AG

Dr. Volker Jorczyk,

Leiter Competence Center 

Steuern der Touristik

Umweltpolitik Deutsche Bahn AG

Joachim Kettner,

Leiter Bahn-Umwelt-Zentrum

TUI AG

Dr. Wolf Michael Iwand,

Direktor Umwelt
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Verkehr Deutsche Bahn AG

Dr. Markus Pennekamp,

Leiter Verkehrspolitik

Deutsche Lufthansa AG

Thomas Kropp, 

Leiter Konzernpolitik

RDA Internationaler Bustouristik 

Verband e.V. 

Richard Eberhardt, Präsident

Unterausschuss Luftverkehr Deutsche Lufthansa AG

Jan-Philipp Goertz,

Konzernrepräsentanz

Deutsches Verkehrsforum

Michael Uhlmann,

Leiter Bereich Luftverkehr

Fraport AG

Annegret Reinhardt-Lehmann,

Direktorin Marketing 

und Zentraler Vertrieb

TUI AG

Wolfgang John,

Vorsitzender der Geschäftsführung

Hapag-Lloyd Flug GmbH

Ausschuss Versicherungen Deutsche Bahn AG

Dr. Rainer Freise,

Leiter Versicherungen



Europäische Reiseversicherung AG

Konstantin von Klitzing,

Leiter Personal / Recht

Ausschuss für Deutsche Lufthansa AG

Wettbewerbsordnung Nicolai von Ruckteschell,

Chefsyndikus

Deutscher Reisebüro und Reise-

veranstalter Verband e.V. (DRV)

Peter Hamburger, Vorstandsmitglied

Geschäftsführer,

Touristik Assekuranz Service GmbH

Gesprächskreis Accor Hotellerie 

Tourismusindustrie Deutschland GmbH

André Witschi,

Vorsitzender der Geschäftsführung

Arabella Hotel Holding 

GmbH & Co. KG

Robert Salzl,

Vorsitzender der Geschäftsführung

Bundesverband der Deutschen 

Tourismuswirtschaft e.V. (BTW)

Klaus Laepple, 

Präsident

Deutscher Hotel- und 

Gaststättenverband e.V. 

(DEHOGA Bundesverband)

Christian Ehlers,

Geschäftsführendes Präsidialmitglied
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Deutscher Reisebüro und Reise-

veranstalter Verband e.V. (DRV)

Dr. Jochen Martin,

Hauptgeschäftsführer

REWE Touristik (seit 1. Januar 2004)

Dietmar Kastner,

Sprecher der Geschäftsführung

Thomas Cook AG

Stefan Pichler 

(bis 30. November 2003),

Vorsitzender des Vorstandes

Wolfgang Beeser (seit 1. Januar 2004),

Vorsitzender des Vorstandes

Dr. Peter Fankhauser, 

Mitglied des Vorstandes

TUI AG

Dr. Michael Frenzel, 

Vorsitzender des Vorstandes

Dr. Volker Böttcher, 

Vorsitzender der Geschäftsführung

TUI Deutschland GmbH

Besetzung der BDI-Arbeits- und Lenkungskreise 

mit BTW-Mitgliedern

Arbeitskreis Abschreibungs- PwC Deutsche Revision AG

und Bewertungsfragen Dr. Gerhard Rolfes,

Wirtschaftsprüfer



Arbeitsgemeinschaft Deutsche Bahn AG

Europäische Beihilfenpolitik Frank Miram,

Leiter Europäische Rechtspolitik

TUI AG

Dr. Wolf-Dieter Zumpfort,

Direktor Büro Berlin

Arbeitskreis Harmonisierung Deutsche Lufthansa AG

der indirekten Steuern Rolf Krings,

in der EU (seit Mai 2004) Referatsleiter Konzernsteuern

Arbeitskreis Klimapolitik Deutsche Bahn AG

Dr. Petra König,

Verkehrspolitik

Arbeitskreis Bundesverband der Deutschen

Kommunikation  Tourismuswirtschaft e.V. (BTW)

Christian Boergen, Kommunikation

DTV – Deutscher

Tourismusverband e.V.

Dr. Jürgen Linde, Präsident

(bis 30. April 2004)

TUI AG

Dr. Kay Baden, (bis 30. April 2004)

Direktor Konzernkommunikation

Uwe Kattwinkel, (seit 1. Mai 2004)

Direktor Konzernkommunikation

Arbeitskreis Messen Messe Berlin GmbH

und Ausstellungen Dr. Martin Buck,

Direktor Travel & Logistics

28

D
E
R

V
E
R
B
A
N
D



29

D
E
R

V
E
R
B
A
N
D

Arbeitskreis Qualitätstest DTV – Deutscher 

Tourismus Verband e.V.

Claudia Gilles,

Hauptgeschäftsführerin

(bis 30. April 2004)

TUI AG

Jomique de Vries,

Leiter Qualitätsmanagement

Lenkungskreis Technik Deutsche Bahn AG

und technische Matthias Mather,

Regelsetzung Leiter Bahn-Umwelt-Management    

Lenkungskreis Deutsche Bahn AG

Umweltschutz Matthias Mather,

Leiter Bahn-Umwelt-Management

Arbeitskreis Umsatzsteuer Amadeus Germany GmbH

Dr. Thomas Scholtis,

Bereichsleiter Accounting & Treasury

Deutscher Reisebüro und Reise-

veranstalter Verband e.V. (DRV)

Peter Lüthgen, 

Vorsitzender DRV-Ausschuss Steuern

BDI-BTW-Round-Table Accor Hotellerie Deutschland GmbH

Amadeus Germany GmbH

Arabella Hotel Holding 

GmbH & Co. KG

Arbeitsgemeinschaft Deutscher 

Luftfahrtunternehmen (ADL)



Autobahn Tank & Rast Holding GmbH

AVIS Autovermietung GmbH & Co. KG

Bayern Tourismus Marketing GmbH

Berlin Tourismus Marketing GmbH 

(BTM)

DB Personenverkehr GmbH

Deutsche Lufthansa AG

Deutsche Zentrale 

für Tourismus e.V. (DZT)

Deutscher Hotel- und 

Gaststättenverband e.V. 

(DEHOGA Bundesverband)

Deutscher Reisebüro und Reise-

veranstalter Verband e.V. (DRV)

Deutsches Verkehrsform

Dorint AG

DTV – Deutscher Tourismus-

verband e.V. (bis 30. April 2004)

DuMont Reiseverlag GmbH & Co. KG

Europäische Reiseversicherung AG

Europa-Park 

Freizeit- und Familienpark Mack KG 

Flughafen Düsseldorf GmbH

Flughafen Köln/Bonn GmbH
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Flughafen München GmbH

Fraport AG

Gebr. Heinemann

Gütegemeinschaft 

Buskomfort e.V. (gbk)

Hotel Adlon Berlin

Hotelverband Deutschland e.V.

(IHA)

INFOX GmbH & Co. 

Informationslogistik KG 

Messe Berlin GmbH 

Organisation für Teilzeitwohnrecht 

in Europa (OTE)  

PwC Deutsche Revision AG

REWE Touristik

RDA Internationaler Bustouristik 

Verband e.V.

Thomas Cook AG

Thüringer Tourismus GmbH

Tourismusverband 

Baden-Württemberg e.V.

TUI AG

Verband Deutsches 

Reisemanagement e.V. (VDR) 
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Seit 2003 ist der BTW Mitglied im Europäischen Beratungs-Zentrum

der Deutschen Wirtschaft (EBZ). In Zusammenarbeit mit der EBZ 

bietet dem BTW seinen Mitgliedern ein breites Spektrum europa-

relevanter und Branchen übergreifender Informations- und Bera-

tungsdienstleistungen. Für die zielgerichtete Aufgabenerfüllung ver-

fügt das EBZ über Verbindungsstellen in BDI-Mitgliedsverbänden

und -Landesvertretungen.

Der BTW hilft durch seine Mitgliedschaft vor allem kleinen und mitt-

leren Unternehmen (KMU), Marktchancen auf dem europäischen

Binnenmarkt zu erkennen und zu realisieren.  

Das EBZ informiert und berät vor allem zu folgenden Themen: 

Europäische Rechtsvorschriften (Verordnungen, Richtlinien,

Kommissionsvorschläge; Stand der EU-Gesetzgebung) 

Maßnahmen und Initiativen für 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

Normen und technische Standards 

Öffentliches Auftragswesen 

EU-Förderprogramme 

EU-Erweiterung 

(Länderinformationen, Fördermaßnahmen, Kontakte) 

Kooperationsmöglichkeiten

Dienstleistungen des EBZ: 

EU-Datenbanken

Europa im Internet 

Der BTW als Mitglied im 
Europäischen Beratungs-Zentrum 
der Deutschen Wirtschaft (EBZ)



Als politisches Sprachrohr einer ganzen Branche ist aktive Presse-

und Öffentlichkeitsarbeit für den Bundesverband der Deutschen

Tourismuswirtschaft (BTW) unabdingbar: Nur wer seine Anregungen

und Forderungen wirkungsvoll platziert, empfiehlt sich auch als poli-

tischer Mitgestalter. Dieser Devise ist die von Christian Boergen ver-

antwortete BTW-Kommunikation im Berichtsjahr weiter gefolgt. Mit

ITB und Tourismusgipfel als Höhepunkten konnte die öffentliche

Wahrnehmung des BTW und die Vertretung der Interessen seiner

Mitglieder weiter ausgebaut werden.
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Kommunikation 
nach innen und nach außen



Eine wichtige Rolle spielt dabei der PR-Ausschuss unter Leitung von

BTW-Präsident Klaus Laepple, in dem sich die Pressesprecher der

Mitgliedsunternehmen und Mitgliedsverbände gegenseitig infor-

mieren, um ein umfassendes Lagebild der Tourismuswirtschaft zu

gewinnen. Darauf aufbauend werden gemeinsame Kommunika-

tionsziele diskutiert und definiert. 

Ein gutes Beispiel war 2003/2004 die verfehlte Sommerferienord-

nung der Kultusministerkonferenz, welche zu gravierenden Über-

schneidungen der Ferientermine bevölkerungsreicher Bundeslän-

der und daraus resultierenden Aus- und Überlastungsproblemen

für die Tourismuswirtschaft insgesamt geführt hat. Dieses Ärgernis

wurde nicht nur vom BTW, sondern auch von seinen Mitglieds-

unternehmen immer wieder erfolgreich thematisiert: Das Alternativ-

konzept – 92 Tage mit wirksamer Ferienkoordination vom 15. Juni bis

15. September – hat seine Adressaten weit über Politik und Medien

hinaus erreicht. Jetzt sind die Kultusminister der Länder am Zug, das

deutsche Sommerferienproblem aus der Welt zu schaffen.

Weiter ausgebaut wurde der Internetauftritt des BTW. Auf www.

btw.de sind nicht nur die Verbandsmitglieder mit Logo, Postadresse

und Link vertreten. BTW-Presseerklärungen können über vier Jahre

rückwirkend recherchiert werden. Wesentliche Teile der BTW-Jahr-

bücher sind als PDF-Dateien online abrufbar. Seit dem Jahr 2000 im

Namen des BTW gehaltene Reden, Statements und Präsentationen

werden jedermann auf www.btw.de zunehmend vollständig rund

um die Uhr zur Verfügung gestellt. Auch der Tourismusgipfel und 

die bisherigen Innovationspreisträger werden im Internet umfas-

send – zum Teil mit Fotos – präsentiert.
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Mit über 20 Teilnehmern hat sich

am 11. Mai 2004 der neue Ar-

beitskreis Steuern des Bundes-

verbands der Deutschen Touris-

muswirtschaft (BTW) im Berliner

Verbändehaus konstituiert. Je-

weils einstimmig wurden Peter

Lüthgen, Deutscher Reisebüro

und Reiseveranstalter Verband e.V.

(DRV), zum Vorsitzenden und

Peter Krieg, Fraport AG, zum stell-

vertretenden Vorsitzenden ge-

wählt.

„Massentourismus ist industrielle Serienfertigung von Reisen“,

betonte Peter Lüthgen in einem Einführungsreferat: Das erfordere

entsprechende steuerliche Rahmenbedingungen. Trotz des grund-

sätzlich einheitlichen Rechts der Sechsten EG-Richtlinie gebe es in

der Europäischen Union 25 nationalstaatliche Umsetzungen. Nicht

nur die Tourismuswirtschaft benötige dringend Rechtsangleichung.

Diese werde allerdings ohne Mehrheitsprinzip innerhalb der EU

nicht möglich sein. 

Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) begrüße die

Gründung des BTW-Arbeitskreises und freue sich auf eine gedeih-

liche und fruchtbare Zusammenarbeit, erklärte Rechtsanwalt Georg

Geberth für die BDI-Abteilung Steuer- und Haushaltspolitik. Die

BTW-Steuerexperten hätten die Chance, spezielle Anliegen der Tou-

rismuswirtschaft deutlich zu machen, abgestimmte Forderungen in

und über den BDI einzuspeisen oder auch an übergreifenden The-

men wie Abschaffung der Gewerbesteuer und Integration in die

Ertragsbesteuerung mitzuarbeiten.

Arbeitskreis Steuern
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Peter Lüthgen



CDU-MdB Peter Rzepka, Mitglied im Finanzausschuss des Deut-

schen Bundestags, machte sich gegenüber den Arbeitskreismitglie-

dern für eine europaweit einheitliche Margenbesteuerung stark. Bis-

lang, so Rzepka, sei das Bundesfinanzministerium ein Konzept zur

Besteuerung von Kapitalerträgen schuldig geblieben. Während sich

die öffentliche Diskussion auf die Einkommensteuer konzentriere,

würden bei der Umsatzsteuer Hinterziehungen in Milliardenhöhe

vermutet, obwohl die Verschärfungen der vergangenen Jahre nichts

gebracht hätten. Diesbezügliche Pläne der Bundesregierung seien

bei der Europäischen Union nicht genehmigungsfähig. Stattdessen

forderte der CDU-Politiker mehr europäische Zusammenarbeit.

Großbritannien oder die Niederlande seien in der Betrugsbekämp-

fung weiter als Deutschland. In erster Linie sei die Finanzverwaltung

gefordert, nicht der Gesetzgeber.

Aus der Diskussion nahm Peter Rzepka MdB, unter anderem die 

Forderung mit, dass Deutschland die Möglichkeit reduzierter Mehr-

wertsteuersätze für Restaurationsumsätze innerhalb der Europäischen

Union nicht länger blockieren dürfe. Statt Steuern und Abgaben wei-

ter zu erhöhen, müsse sich der Staat auf das Erhalten von Steuer-

quellen konzentrieren. So habe die Quellensteuer-Problematik dazu

geführt, dass sich die Schweiz gegen Deutschland als Ausrichter der

Eishockey-Weltmeisterschaft 2009 durchsetzen konnte. Freizeitparks

würden in Frankreich nicht nur niedriger besteuert, sondern könnten

dort auch auf hoch subventionierten Grundstücken bauen.

Als erste Aufgabe hat sich der BTW-Arbeitskreis eine zusammenfas-

sende Darstellung der steuerlichen Probleme der Tourismuswirt-

schaft vorgenommen. Bei vielen branchenspezifischen Steuerfragen

habe die Politik Verständnisprobleme und benötige anschauliche

Darstellungen des Sachverhalts, umriss Peter Lüthgen eine Kernauf-

gabe des Arbeitskreises.
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Aktivitäten 
des BTW in
Deutschland

Aktivitäten 
des BTW in
Deutschland

Tourismusgipfel 2003

BDI-BTW-Round-Table

BTW-ITB-Dinner-Talks

ITB 2004

Die Partner des BTW
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Klaus Laepple: Mit klarem Blick in die Zukunft

„Wer ständig zurückblickt und guten alten Zeiten nachtrauert, ver-

liert die erforderliche Sehschärfe, um klar in die Zukunft schauen zu

können.” Mit dieser Warnung hatte BTW-Präsident Klaus Laepple

den 7. Tourismusgipfel des BTW am 22./23. September 2003 in Berlin

eröffnet.

Nur bessere Rahmenbedingungen könnten die grassierende Nach-

frageschwäche überwinden und damit die Einnahmesituation der

Tourismusunternehmen und Komplementärbereiche – aber auch

die des Finanzministers – verbessern. Unter dem Dach des Bundes-

verbands der Deutschen Industrie (BDI) trete der BTW für mehr

Reformen zugunsten von Wirtschaft und Arbeitsmarkt sowie ein

Ende der Steuer- und Abgabendiskussion ein.

Angesichts einer schlechten Auslastung forderte der BTW-Präsident

wirklich koordinierte Sommer-Schulferien mit einem Gesamtzeit-

raum von 92 Tagen nicht erst ab 2011.

Zur Konjunkturförderung solle eine

simple Sonn- und Feiertagsregelung

das Ladenschlussgesetz ersetzen.

Dringend angewiesen sei die interna-

tional aufgestellte Tourismusindustrie

auch auf ein Zuwanderungsgesetz

und eine systematische Integrations-

politik zugunsten ausländischer Mit-

arbeiter. Statt Citymaut seien mehr

Nahverkehrsangebote nach 20 Uhr ge-

fragt, damit Kunden und ausländische

Gäste deutsche Innenstädte häufiger

besuchen.

Veranstaltungen
Tourismusgipfel 2003 in Berlin
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BTW-Präsident Klaus Laepple hielt die
Laudatio auf Ursula Schörcher als schei-
dende Vorstandsvorsitzende der DZT.



Darüber hinaus seien Pläne, grenzüberschreitende Europa-Flüge der

deutschen Mehrwertsteuer zu unterwerfen, inzwischen vom Tisch.

Nationale Alleingänge zur Flugbenzin-Besteuerung seien chancenlos.

Als positive politische Entscheidungen seien die neue Minijob-Rege-

lung, die abgeschaffte Trinkgeldbesteuerung, die Mittel-Aufstockung

zugunsten der Deutschen Zentrale für Tourismus, der wieder einge-

richtete Tourismus-Ausschuss im Deutschen Bundestag sowie der

vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit neu berufene Touris-

musbeirat hervorzuheben.

Opaschowski: Die Reise geht weiter – Wohin geht die Reise?

Prof. Dr. Horst W. Opaschowski, Universität Hamburg, referierte zum

Thema „Die Reise geht weiter – Wohin geht die Reise?“ Dies müsse

die Schlüsselfrage der Tourismuswirtschaft für die Zukunft sein. Die

Zeichen der Zeit seien nicht gerade ermutigend: Die Konjunktur lah-

me, die Verbraucher hielten sich zurück. Andererseits boomten die

Billigflieger. Ein Aufwärtstrend deute sich an. Die Tourismuswirtschaft

sehe sich mit einer Berg- und Talfahrt

ohnegleichen konfrontiert. Die Reise

gehe sicher weiter – allerdings unter

veränderten Bedingungen. Die Touris-

muswirtschaft müsse mit einem vier-

fachen Wandel leben lernen, wolle

sie weiterhin eine Leitökonomie für

andere Branchen bleiben. 

Vierfacher Wandel im Tourismus heiße:

1. Klimawandel

2. Strukturwandel

3. Demographischer Wandel

4. Anspruchswandel.
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Professor Dr. Horst W. Opaschowski: 
Die Reise geht weiter, 
aber wohin?



Bewegte Zeiten sieht Opaschowski auf die Tourismuswirtschaft zu

kommen. Sie zwängen zu Langfristplanungen und Perspektiven, die

weit über das Tages- und Saisongeschäft hinausreichen. Eine

zukunftsfähige Tourismus-Agenda 2020 müsse sich mit folgenden

Veränderungen auseinandersetzen: 

1. Tourismus und Klimawandel 

Der Klimawandel könne dramatische Ausmaße für die Tourismus-

wirtschaft annehmen. Wenn die Erde fiebere, Mallorca wegen chro-

nischen Wassermangels und regelmäßiger Stromausfälle massen-

haft Urlaubsgäste verliere, das große Schmelzen im Wintertourismus

beginne und viele klassische Skigebiete stürben, dann brauche es

neue touristische Konzepte, die auch alternative Entwicklungen und

Nutzungen des Meer- und Alpenraumes in Erwägung ziehen.

Umdenken der Touristiker und Umlenken der Touristen tue not.

Wer wolle denn in Zukunft noch Skilifte unter 1.500 Metern Höhe

finanzieren? Mit dem Klimawandel brächen offensichtlich heiße Zei-

ten für den Tourismus an. Der Klimawandel werde zur großen unter-

nehmerischen Herausforderung für die Tourismuswirtschaft. 

2. Tourismus und Strukturwandel 

Terror, Krieg und SARS gerieten schnell in Vergessenheit. Die Kon-

junkturkrise aber bleibe Deutschland noch länger erhalten. Sie sei

struktureller Art und bewege sich derzeit zwischen Stagnation und

Rezession. Eine ungewohnte Situation für die erfolgsverwöhnte Tou-

rismusbranche, die deswegen auch mit erheblichen Umstellungs-

problemen zu kämpfen habe. Die Tourismuswirtschaft habe in den

vergangenen Monaten ein überaus widersprüchliches Bild geliefert,

das auf ein hektisches Krisenmanagement schließen lasse. Das Touris-

musmanagement, nicht die Urlaubsreise, befinde sich in der Krise.

Statt auf das ökonomische Grundgesetz zu vertrauen, das laute:
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„Der Tourismus wächst schneller als die Gesamtwirtschaft“, mache

sich in der Branche eher Verunsicherung und hektische Betrieb-

samkeit breit. Umsatzrückgänge würden nicht selten mit sinkender

Gästenachfrage verwechselt. Die Deutschen verreisten immer kür-

zer und billiger. Weniger bezahlt, heiße aber nicht weniger gereist. 

3. Tourismus und demographischer Wandel 

Dem Tourismus stehe eine Revolution auf leisen Sohlen bevor: Die

schrumpfende und alternde Bevölkerung lasse auch die Weiße

Industrie grauer werden. „Jung sein“ müsse neu definiert werden,

weil in Zukunft manche Rentner auch Trendner seien. Die Neuen

Senioren links liegen zu lassen, sei der größte strategische Fehler der

Tourismuswirtschaft. Das Gesamtvermögen dieser Kernzielgruppe

sei Millionen schwer. 

Die Neuen Senioren könnten für Wirtschaft und Werbung ebenso

attraktiv wie rentabel sein, wenn das von den durchschnittlich unter

dreißigjährigen Werbeteams vermittelte Klischee – „alt, beige und

gebrechlich“ – aufgegeben werde. Der Zukunftsmarkt der Neuen

Senioren sei nicht einfach nur eine Spar-Version des Jugendmarkts,

sondern etwas völlig anderes, eine eigene Erlebniswelt. Die Neuen

Senioren wollten im Urlaub keine Inline-Skates mit Stützrädern, son-

dern Qualität und Serviceangebote rund um die Uhr. 

4. Tourismus und Anspruchswandel 

Wie die gesamte Freizeitwirtschaft werde auch die Touristik mit einem

Anspruchswandel der Verbraucher konfrontiert. Dazu gehörten vor

allem Urlaube mit Gesundheits-, Wellness-, Sport- und Kulturange-

boten, während Reiseangebote traditioneller Prägung – vom Strand-

urlaub bis zum Skitourismus – tendenziell an Bedeutung verlören.

Hier zeichneten sich erlebnispsychologische Sättigungsgrenzen ab,
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Klaus Laepple, BTW-Präsident;
Franz Beckenbauer, Präsident des
Organisationskomitees der Fuß-
ball-WM 2006; 
Ernst Fischer, DEHOGA-Präsident; 
Fedor Radmann, Berater Präsi-
dium Organisationskomitee der
Fußball-WM 2006 

Volles Haus: BTW-Präsident Klaus Laepple eröffnet
den Tourismusgipfel 2003 im Berliner Adlon-Palais

Staatssekretär Tilo Braune MdB, Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Wolfgang Clement, 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit
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BTW-Geschäftsführer Ulrich Rüter (r.) begrüßt Franz
Beckenbauer, Präsident des Organisationskomi-
tees der Fußball-WM 2006, auf dem Tourismus-
gipfel 2003 in Berlin.

Vorne: Ursula Schörcher, 
Vorstandsvorsitzende der DZT,
mit Nachfolgerin Petra Hedorfer

Fotos: Georg Lopata,
www.axentis.de

Der Tourismusgipfel applaudiert
Ursula Schörcher, der scheiden-
den Vorstandsvorsitzenden der
DZT. Erste Reihe von links: BTW-
Präsident Klaus Laepple, Bun-
deswirtschaftsminister Wolfgang
Clement, Ehemann Dr. Friedrich
Schörcher, Franz Beckenbauer,
Präsident des Organisationsko-
mitees der Fußball-WM 2006,
Stefan Pichler, Vorstandsvorsit-
zender der Thomas Cook AG, Bun-
destagsvizepräsidentin Dr. Susanne
Kastner MdB (SPD), Ernst Hinsken
MdB (CSU), Vorsitzender des Tou-
rismusausschusses, und Dr. Ralf
Corsten, Aufsichtsratsvorsitzender
der Steigenberger Hotels und ehe-
maliges Mitglied des geschäfts-
führenden BTW-Präsidiums.



was auch mit der wachsenden Reiseerfahrung der Deutschen

zusammenhänge. Die Zeiten der zweistelligen Zuwachsraten im

Reisemarkt seien erst einmal vorbei. 

Die Wohlstandswende habe nun auch den Tourismus erreicht:

Immer mehr Bürger hielten ihr Geld zusammen – mehr aus Vorsicht

und weniger aus aktueller Not heraus. Sie seien zutiefst verunsichert

– nicht wegen Irak, SARS oder Terroranschlägen, sondern mangels

klarer und berechenbarer Entscheidungen der Politik. Sie warteten

auf verlässliche Signale, bevor sie wirklich entspannt in den Urlaub

fahren können. Solange kein Silberstreif am Horizont zu sehen sei,

verschärfe das Konjunkturtief die Reiseflaute und nehme der Anteil

der Reiseverweigerer eher zu.

Der Tourismus habe sich bisher als der beständigste und dyna-

mischste Wirtschaftsbereich erwiesen, der sich in Zukunft zum

größten Wirtschaftszweig entwickeln und den Handel mit Industrie-

und Energieprodukten übertreffen könne. So gesehen bleibe der

Reisemarkt ein Wachstumsmarkt, dem allerdings die Quadratur des

Kreises gelingen müsse: „Freiheit von der Stange zu verkaufen, ohne

dass der Urlauber dies merkt, obwohl er um den Seriencharakter

des Urlaubsangebots weiß.“

Experten im Gespräch I

An den folgenden Expertendiskussionen nahmen unter Leitung von

Klaus Bresser, n-tv-Moderator von Talk in Berlin, teil: Thierry Antinori,

Bereichsvorstand Marketing & Vertrieb, Deutsche Lufthansa AG; 

Dr. Wilhelm Bender, Vorsitzender des Vorstandes, Fraport AG; 

Richard Eberhardt, Präsident, RDA Internationaler Bustouristik Ver-

band e.V.; Dr. Michael Frenzel, Vorsitzender des Vorstandes, TUI AG;

Michael Garvens, Vorsitzender der Geschäftsführung, Flughafen

Köln/Bonn GmbH; Stefan Pichler, Vorsitzender des Vorstandes, 
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Thomas Cook AG; Dr. Karl-Friedrich Rausch, Mitglied des Vorstandes,

Deutsche Bahn AG; Robert Salzl, Vorsitzender der Geschäftsführung, 

Arabella Hotel Holding GmbH & Co. KG.

Experten im Gespräch II

Unter Leitung von Dr. Christoph Brützel, Travel & Transportation Prac-

tice, A. T. Kearny GmbH, wurde das Thema in einer zweiten Exper-

tenrunde diskutiert mit: Heribert Diehl, Geschäftsführer, Gebrüder

Heinemann; Wolfgang Diels, Vorsitzender des Vorstandes, Europä-

ische Reiseversicherung AG; Dr. Christian Göke, Geschäftsführer,

Messe Berlin GmbH; Michael Kirnberger, Präsident, Verband Deut-

sches Reisemanagement e.V. (VDR); Peter W. Munzig, Director, 

Amadeus Germany GmbH; Dr. Karl-H. Rolfes, Geschäftsführer, Auto-
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Expertendiskussion I: Robert Salzl, Vorsitzender der Geschäftsführung Arabella Hotel Holding GmbH &
Co. KG; Michael Garvens, Vorsitzender der Geschäftsführung Flughafen Köln/Bonn GmbH; Dr. Wilhelm
Bender, Vorstandsvorsitzender Fraport AG; Stefan Pichler, Vorstandsvorsitzender Thomas Cook AG; Mode-
rator Klaus Bresser, n-tv; Dr. Michael Frenzel, Vorstandsvorsitzender TUI AG; Richard Eberhardt, RDA-
Präsident; Thierry Antinori, Bereichsvorstand Marketing & Vertrieb Deutsche Lufthansa AG; Dr. Karl-
Friedrich Rausch, Vorstandsmitglied Deutsche Bahn AG



bahn Tank & Rast Holding GmbH; Andrea Talevski, Marketing-Direk-

torin, Berlin Tourismus Marketing GmbH (BTM).

Die Schlussrede zum Thema „Mobilität“ wurde stellvertretend für

den Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Dr.

Manfred Stolpe, vom Parlamentarischen Staatssekretär Tilo Braune

MdB, übernommen.
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Expertendiskussion II: Heribert Diehl, Geschäftsführer Gebr. Heinemann; Peter W. Munzig, Amadeus Ger-
many GmbH; Dr. Karl-H. Rolfes, Sprecher der Geschäftsführung Autobahn Tank & Rast Holding GmbH;
Moderator Dr. Christoph Brützel, A.T. Kearney GmbH; Andrea Talevski, Marketing-Direktorin Berlin Tou-
rimus Marketing GmbH; Dr. Christian Göke, Geschäftsführer Messe Berlin GmbH; Michael Kirnberger, VDR-
Präsident; Wolfgang Diels, Vorstandsvorsitzender Europäische Reiseversicherung AG



Die Mitgliedschaft des BTW im Bundesverband der Deutschen In-

dustrie (BDI) entwickelt sich positiv. Es ist erfreulich, dass BTW-Mit-

glieder in vielen Ausschüssen und Arbeitskreisen des BDI vertreten

sind. Der BDI-BTW-Round-Table ist eingerichtet worden, um den

direkten Austausch zwischen den BTW-Mitgliedern und dem BDI zu

fördern.

BTW-Präsident Klaus Laepple betonte in seinem Grußwort, dass die

Evaluation der BDI-Arbeit am besten von denjenigen vorgenom-

men werden könne, die auch im BDI aktiv sind. Der BTW könne

unter dem Dach des BDI seine eigene Durchschlagskraft erhöhen. 

Ausschuss Außenwirtschaft

Günter Ihlau, TUI AG, erklärte, der Ausschuss habe sich auf einer Sit-

zung im Mai 2003, an der Staatssekretär Jürgen Chrobog, Auswärti-

ges Amt, als Gast teilnahm, intensiv mit den deutsch-amerikani-

schen Beziehungen befasst.

Dr. Claudia Wörmann, BDI, ergänzte, dass verschiedene Arbeitskreise

die inhaltliche Arbeit des Ausschusses unterstützen. Insbesondere

der Arbeitskreis Internationaler Dienstleistungshandel mit Themen

wie beispielsweise Handelspolitik und GATS sei wichtig für die Touris-

muswirtschaft. Die Interessenlage der Industrie und der Tourismus-

wirtschaft auf diesen Gebieten sei identisch. Darüber hinaus sei der

Arbeitskreis Internationale Entwicklung und Multinationale Unter-

nehmen ein weiteres interessantes Forum für die Branche.

Dr. Wolfgang Zumpfort, TUI AG, erklärte, die Bedeutung der Handels-

politik für die Branche werde am Beispiel China besonders deutlich.

Früher seien Niederlassungen mit eigenem Personal dort nicht

möglich gewesen. Durch Verhandlungen der Bundesregierung und

der EU mit China sei eine Marktöffnung erreicht worden. 
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BDI-BTW-Round-Table 
am 13. November 2003



Günter Ihlau wies darauf hin, dass die World Tourism Organization

als Unterorganisation der UNO anerkannt werde. Dies sei gut für das

Prestige der Branche, könne allerdings auch mit mehr Bürokratie ver-

bunden sein.

Konsumgüterausschuss

Jomique de Vries, TUI Deutschland GmbH, berichtete, dass die The-

men dieses Ausschusses für die Tourismusbranche wichtig seien,

und führte als Beispiele den Verbraucherschutz und die entspre-

chenden Initiativen der Bundesregierung an. Es entstehe der Ein-

druck, dass die Bundesregierung auf europäischer Ebene eine Vor-

reiterrolle auf diesem Gebiet übernehmen wolle. 

Klaus Bräunig, Mitglied der BDI-Hauptgeschäftsführung, erklärte, der

BDI werde sich beim Thema Verbraucherschutz neu positionieren.

Hierfür sei eine neue Stelle geschaffen worden. Vorher habe der BDI

das Thema in verschiedenen Abteilungen behandelt. Auch der Kon-

sumgüterausschuss werde sich neu positionieren. Außerdem wur-

de auf das neue Positionspapier zum Thema Verbraucherschutz

hingewiesen. Beispiele aus der Touris-

muswirtschaft dazu seien sehr will-

kommen. 

Die Entwicklung des Verbraucher-

schutzes als politisches Thema in der

Tourismuswirtschaft, so Bernd Geyer,

Hotelverband Deutschland, und BTW-

Präsident Klaus Laepple, verstärke sich

zunehmend. Hotellerie, Gastronomie,

Verkehrsträger und Reiseveranstalter

seien von immer neuen politischen

Initiativen und Maßnahmen betroffen.
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Dies wurde von Michael Uhlmann, Deutsches Verkehrsforum, für

den Luftverkehr bestätigt. Der Politik müsse deutlich gemacht wer-

den, dass mehr Verbraucherschutz auch mit mehr Bürokratie ver-

bunden sei. Die Bemühungen des Bundesministers für Wirtschaft

und Arbeit, Wolfgang Clement, zum Bürokratieabbau würden

dadurch konterkariert.

Die Teilnehmer waren sich einig, dass das Thema Verbraucher-

schutz offensiv vom BDI in der Öffentlichkeit vertreten werden soll.

Arbeitskreis Qualitätstests

Im Zusammenhang mit der Diskussion über den Verbraucherschutz

berichtete Jomique de Vries über die Ankündigung im Arbeitskreis

Qualitätstests, wonach die Stiftung Warentest plane, neben Produkt-

auch Unternehmenstests durchzuführen. 

Mittelstandsausschuss

Die vielfältigen Aktivitäten des BDI im Bereich Mittelstandspolitik

wurden von Bernd Geyer dargestellt. Die mittelstandspolitischen

Aktivitäten des BDI stehen laut Klaus Bräunig in der Öffentlichkeit

meist nicht im Vordergrund. Der BDI schaffe es aber, beim Tag des

industriellen Mittelstandes (TIM) rund 500 Entscheidungsträger aus

kleinen und mittleren Unternehmen zu versammeln. Diese würden

auch von der Politik entsprechend wahrgenommen.

Mittelstandspolitik

Klaus Bräunig erläuterte die Organisation der mittelstandspoliti-

schen Arbeit im BDI. Die Interessen mittelständischer Unternehmen

würden auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene vom

BDI vertreten. Beispiele verdeutlichten, dass alle Abteilungen im BDI

Mittelstandstandspolitik betreiben.
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Der BDI-Mittelstandsausschuss tage einmal im Jahr zusammen mit

dem entsprechenden Ausschuss des Deutschen Industrie- und

Handelskammertages (DIHK). Der BDI habe über UNICE und die

BDI-Repräsentanz in Brüssel die Möglichkeit, Einfluss auf die euro-

päische Politik zu nehmen. 

Fabian Wehnert, BDI, ergänzte, dass der BTW vor kurzem in das

Netzwerk des Europäischen Beratungszentrums (EBZ) aufgenom-

men worden ist. Der BTW und seine Mitglieder würden so regel-

mäßig Informationen über die EU erhalten, aber auch gezielt Infor-

mationen anfordern können.

Umweltausschuss

Dr. Michael Iwand, TUI AG, erklärte, es gebe neben dem Umwelt-

ausschuss Lenkungs- und Arbeitskreise zu verschiedenen umwelt-

politischen Themen. In der Umweltpolitik sei eine hohe Fachkom-

petenz beim BDI vorhanden. Insbesondere das Thema Klimapolitik

betreffe die Branche im Bereich Transport unmittelbar und über das

Kyoto-Protokoll mittelbar .

Verkehrsausschuss

Richard Eberhardt, RDA, berichtete über eine Ausschuss-Sitzung, an

der auch der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen,

Dr. Manfred Stolpe, als Gast teilgenommen hat. LKW-Maut und steuer-

politische Themen gehörten zu den weiteren Schwerpunktthemen.

Das Gesamtthema Mobilität sei für die Branche besonders wichtig.

Die Fußball-WM 2006 müsse auch als Chance für die Verkehrsträger

genutzt werden. Um die Erreichbarkeit der Austragungsorte sicherzu-

stellen, seien Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur nötig.

Jan-Philipp Goertz, Deutsche Lufthansa AG, hält es für wichtig, bei

Themen wie Verkehr, Verbraucherschutz, Umweltpolitik und Sicher-
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heit eine gemeinsame Front mit Verbündeten aufzubauen, um die

Positionen gegenüber der Politik effektiver zu vertreten.

Laut Matthias Plötzke setzt der BDI folgende Schwerpunkte in der

Verkehrspolitik:

Mobilität bezahlbar halten 

und Infrastruktur nachfragegerecht ausbauen

Verkehrsträger enger miteinander vernetzen

Wettbewerb durch faire Rahmenbedingungen fördern 

Das Aufschieben notwendiger Investitionen in die Verkehrsinfrastruk-

tur sei ein Zukunftsproblem. Kritisch sei auch die Umweltdiskussion,

welche die durch den Verkehr entstehende Wertschöpfung ignoriere.

Arbeitskreis Kommunikation

Christian Boergen, Pressesprecher des BTW, wies darauf hin, dass

sich im Arbeitskreis Kommunikation die Sprecher der BDI-Mitglieds-

verbände und Unternehmen treffen. Der Erfahrungsaustausch im

Arbeitskreis Kommunikation sei für alle Beteiligten ein wichtiger Mehr-

wert. Themen seien unter anderem der elektronische Pressespiegel

und die Fußball-WM 2006 gewesen. 
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Touristische Leistungsangebote zählen zu den wichtigsten „wei-

chen“ Standortfaktoren für die regionale Wirtschaftsförderung. Ziel

der BTW-ITB-Dinner-Talk-Runden ist es, den Dialog zwischen BTW

und Messe Berlin auf der einen und den regionalen Tourismus-

kräften auf der anderen Seite zu fördern. Dabei geht es um eine

bessere Zusammenarbeit zwischen touristischen Leistungsträ-

gern, regionalen Vermarktungsorganisationen und den dazu ge-

hörenden Komplementärbereichen der Tourismuswirtschaft bis hin

zur regionalen Politik. Der BTW und die Messe Berlin wollen mit die-

ser Veranstaltungsreihe in ganz Deutschland regionale Dialoge an-

stoßen.

BTW-ITB-Dinner-Talk am 9. Juli 2003 in Stuttgart

Über „Stau am Himmel – Wie fliegen wir weiter?“, referierte Peter

Waldinger, technischer Geschäftsführer der Deutschen Flugsiche-

rung (DFS), vor knapp 30 hochkarätigen Vertretern der Tourismus-

wirtschaft. Er setzte sich für einen einheitlichen europäischen Luft-

raum ein. Einheitlichkeit und Transparenz seien Voraussetzungen

einer Liberalisierung des Air Traffic Managements. Angesichts der

Tatsache, dass innerhalb der EU ein Prozent Verkehrswachstum zu

sieben Prozent mehr Verspätungen führe, seien andere Planungs-

prozesse, technische Verbesserungen, neue Airline-Konzepte und

ein „Open Sky” notwendig. Bis 2010 werde die Luftverkehrsdichte

erheblich steigen, warnte Peter Waldinger. 

Dennoch – und trotz des Unglücks bei Überlingen – nehme der

Trend zu mehr Sicherheit im Luftverkehr zu, so der DFS-Geschäfts-

führer. Europaweite Reformen seien nicht zuletzt im Blick auf den

Militärflug erforderlich: Das „Durchmanövrieren” zwischen militäri-

schen Sperrgebieten müsse ein Ende haben. Sein Fazit: Wird am

Boden aus- und neugebaut und kommen neue Netzwerk-Konzepte
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BTW-ITB-Dinner-Talks
in Stuttgart und Dresden



hinzu, dann haben wir auch Kapazität.

Der Luftraum ist nahezu unbegrenzt.

BTW-ITB-Dinner-Talk 

am 9. Februar 2004 in Dresden

„Der Bus ist das bei weitem sicherste

Verkehrsmittel”, unterstrich Wolfgang

Presinger, Geschäftsführer der in Euro-

pa führenden DaimlerChrysler-Tochter

Evo Bus, beim BTW-ITB-Dinner-Talk im

Dresdner Taschenbergpalais. Zum Be-

leg führte Presinger Zahlen des Statistischen Bundesamts an: Danach

sind im Jahr 2002 mit Personenkraftwagen 7,7, mit der Bahn 4,3, mit

Flugzeugen 3,2, mit Bussen aber nur 0,1 Fahr- bzw. Fluggäste pro Mil-

liarde Passagierkilometer ums Leben gekommen. Selbst der ADAC-Test,

so Wolfgang Presinger weiter, habe gezeigt, dass es um die Sicherheit

im Hersteller- und Betreibergeschäft nicht schlecht bestellt sei. In

Baden-Württemberg hätten nach 2.700 Kontrollen ganze drei Busse

stillgelegt werden müssen. „Schwarze Schafe“ seien also sehr selten.

Gerade bei Reisebussen habe Sicherheit oberste Priorität, speziell

im Bereich Forschung und Entwicklung. Wegen der vergleichsweise

kleinen Serien – im Schnitt würden jeweils nur drei baugleiche Bus-

se hergestellt – nutze die Branche Erkenntnisse aus der Großserien-

produktion von Personen- und Lastkraftwagen und plane Sicherheit

über einzelne Baureihen hinaus von Grund auf. 

Das Spektrum reiche von Unfallvermeidung über Insassenschutz bis

hin zur Rettung. Als Beispiele führte der Evo-Bus-Geschäftsführer an:

Größere Bremsleuchten, Anti-Blockier-System (ABS), Anti-Schlupf-

Regelung (ASR), Elektronisches Stabilitäts-Programm (ESP), Elektroni-

sches Brems-System (EBS), die Schutzzelle für Passagiere mit Notaus-
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stiegsluken an der Decke, weit über die gesetzlichen Anforderun-

gen hinausgehende Spiegelsysteme, Multifunktions-Anzeige und

Joystick-Schaltung. Digitale Fahrtenschreiber würden bald eingeführt,

warf Wolfgang Presinger einen Blick in die Bus-Zukunft. Folgen wür-

den Abstandsregler-Tempomat (ART), Spur-Assistent und laserba-

sierte Nachtsichtgeräte mit Head-up-Displays wie in Militärjets. Bus-

fahrer hätten eine ähnliche Verantwortung wie Flugzeugpiloten.

Deswegen gebe es auch zahlreiche Schulungsprogramme von Her-

stellern, Betreibern und Verbänden.

„Die Deutschen sind siegelhörig, aber die Busfahrer-Ausbildung ist

wichtiger”, stimmte Rainer Klink, Vorsitzender der Gütegemeinschaft

Buskomfort (gbk), zu. Er lobte den Internationalen Bustouristik Verband

RDA, der bei der Fahrerschulung „Großes geleistet” habe. RDA-Präsident

Richard Eberhardt nahm das Stichwort gerne auf und kündigte an, dass

die Schulungskampagne „Buspilot” fortgeführt wird. Der „Bussicher-

heitstag” hätte allerdings größere Medien-Aufmerksamkeit verdient. 
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Der BTW war auf den ITB-Pressekonferenzen am 29. Januar 2004 in

Frankfurt am Main und am 8. März 2004 in Berlin sowie bei der Eröff-

nungsveranstaltung der ITB am 12. März 2004 vertreten.

Christian Ehlers: In schwierigem Umfeld Niveau gehalten

2003 war für die deutsche Tourismuswirtschaft bereits das zweite

schlechte Jahr in Folge, betonte BTW-Generalsekretär Christian

Ehlers bei der ITB-Pressekonferenz am 29. Januar 2004 in Frank-

furt/Main. Zwar hätten einige Unternehmen Zuwächse realisieren

können, doch bei der großen Mehrheit dominierten rote Zahlen,

bestenfalls schwarze Nullen. Herzuheben sei, dass der Deutsch-
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ITB vom 12. bis 16. März 2004 in Berlin

Eröffnungs-Pressekonferenz, v.l.n.r.: David Ruetz, kommissarischer Projektleiter der ITB Berlin, Messe
Berlin; Dr. Martin Buck, Direktor KompetenzCenter Travel & Logistics, Messe Berlin; Klaus Laepple, Präsi-
dent des Bundesverbands der Deutschen Tourismuswirtschaft (BTW), Berlin, und des Deutschen Reise-
büro und Reiseveranstalter Verbands (DRV), Berlin; Vorsitzender des Fachbeirates der Internationalen
Tourismus-Börse ITB Berlin; Dr. Christian Göke, Geschäftsführer der Messe Berlin; Petra Hedorfer, Vor-
sitzende des Vorstandes der Deutschen Zentrale für Tourismus (DZT), Frankfurt am Main; Tilo Braune,
Staatssekretär und Präsident des Deutschen Tourismusverbands (DTV), Bonn; Michael T. Hofer, Presse-
sprecher und Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Unternehmensgruppe Messe Berlin.



landtourismus in diesem schwierigen Umfeld sein Niveau halten und

in Teilbereichen sogar Marktanteile hinzugewinnen konnte. Das sei

ein schöner Erfolg, zu dem die engagierte Arbeit der Deutschen Zen-

trale für Tourismus (DZT) im In- und Ausland maßgeblich beigetragen

habe. Nicht zuletzt deshalb verdiene die DZT jede nur mögliche po-

litische und materielle Unterstützung. Ehlers: Jeder Euro, der hier in-

vestiert wird, fließt gleich mehrfach in unsere Volkswirtschaft zurück. 

Für eine gemeinsame Statistik der Tourismusindustrie fehle bislang lei-

der die Unterstützung der Bundesregierung. Angesichts der Quer-

schnittsfunktion gebe es aber auch Abgrenzungsprobleme und die

Gefahr von Doppelzählungen, etwa mit der Verkehrs- und der Versi-

cherungswirtschaft oder auch dem Handel. Dennoch schätze der BTW

die Umsatzrückgänge im Jahr 2003 auf insgesamt bis zu fünf Prozent. 

Die Ursachen lägen auf der Hand: Die ersten vier Monate des Tou-

rismusjahres seien regelrecht dem Krieg im Irak zum Opfer gefallen.
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Dann sei SARS „über uns gekommen“. Auch die mangelnde Som-

merferien-Koordination der Bundesländer habe die Auslastung

gedrückt. Ganzjährig habe die Tourismuswirtschaft zudem mit einer

allzu bescheidenen Binnenkonjunktur zu kämpfen gehabt. Jam-

mern jedoch helfe nichts, das sei eine unternehmerische Heraus-

forderung, die es anzunehmen gilt. BTW-Generalsekretär Christian

Ehlers: Es mag noch zu früh sein, von einer Trendwende zu spre-

chen, aber die Stimmung bessert sich: 

Die Abwärtsspirale scheint zum Stillstand gekommen zu sein. 

Wir haben eine Steuerentlastung, die sicher kein großer Wurf ist,

der daher baldmöglichst eine Steuerstrukturreform mit Subven-

tionsstreichungen folgen sollte, um den Effekt zu verstärken. 

Nicht zuletzt im Blick auf die 14 Urnengänge des Super-Wahljahrs

2004 hat die Diskussion um weitere Steuer- und Abgaben-

erhöhungen spürbar nachgelassen. Das hilft uns, weil es das Kon-

sumenten-Vertrauen stärkt – nur darf dabei der Reformprozess

nicht zum Stillstand kommen. Eins ist klar: Alles, was aufs Spar-

konto fließt, ist für die Tourismuswirtschaft verloren. Als Branche

hängen wir am Konsum. Deshalb brauchen unsere Kunden mehr

Netto, und alle zusammen sind wir dringend auf ein Ende der

unsäglichen Belastungs-Diskussion angewiesen. Einen Verschiebe-

bahnhof zwischen Steuer-, Gesundheits- und Rentenreform darf

es nicht geben. 

Bei den deutschen Reiseveranstaltern liegen die Winter-Buchun-

gen deutlich über den vergleichbaren Vorjahres-Werten. 

Starker Euro und schwacher Dollar begünstigen eine Renaissance

der Fernreisen – insbesondere nach Nordamerika, in die Karibik so-

wie nach Südostasien. 
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Weltweit erwartet die International Air Transport Association (IATA)

2004 sieben bis acht Prozent mehr Fluggäste. BTW-Mitglied Deut-

sche Lufthansa AG hat bereits 2003 mit 44,4 Millionen Passagieren

ein Prozent mehr als im Vorjahr befördert. Auch die Deutsche

Bahn AG will in diesem Jahr schwarze Zahlen schreiben. 

Nach einer – wetterbedingt – guten Biergarten-Saison hat im

Gastgewerbe das Weihnachts- und Silvestergeschäft im Vergleich

zum katastrophalen Vorjahr wieder spürbar angezogen. 

Die Tourismuswirtschaft erwarte, so Christian Ehlers, wieder Wachs-

tum statt Umsatzrückgänge. Für den Transport dieser guten Nach-

richt gebe es keinen besseren Platz als die ITB Berlin 2004. Diese

Weltmesse des Tourismus finde – national und international – riesige

Aufmerksamkeit, auch und gerade bei den Medien. 

Klaus Laepple: ITB ist ein Forum für Tourismuspolitik

Jahr für Jahr bietet die ITB Berlin den Fachbesuchern vielfältige Kon-

takte zur nationalen und internationalen Politik. Anlass für BTW-

Präsident Klaus Laepple bei der ITB-Pressekonferenz am 8. März

2004 in Berlin wieder politische Anliegen der deutschen Tourismus-

wirtschaft klar zu artikulieren. 

An die deutsche Politik gerichtet forderte der BTW-Präsident:

Weder Ladenschlussgesetz noch Sperrstunden

Damit sich ausländische Gäste – aber auch die eigenen Bürger –

wohlfühlen, braucht Deutschland weder Ladenschlussgesetz

noch Sperrstunden. 

Ausländer müssen bei uns arbeiten können

Gerade unsere international tätige Branche ist dringend auf

Beschäftigungsmöglichkeiten für Ausländer aus Nicht-EU-Staaten

angewiesen. 
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Initiative Luftverkehr nachhaltig un-

terstützen

Die Luftverkehrsinitiative für Deutsch-

land verdient die nachhaltige Un-

terstützung von Bund und Ländern.

Um international wettbewerbs-

fähig zu sein, brauchen wir umfas-

sende Flughafen-Betriebszeiten,

das heißt: So wenig Nachtflugver-

bote wie möglich. Grob wett-

bewerbsverzerrend, preistreibend

und für den Tourismus schädlich

wären auch alle nationalen oder

europäischen Alleingänge zum Ein-

führen einer Umsatzsteuer auf grenzüberschreitende Flüge oder

Kerosinbesteuerung. Sicherheitsmaßnahmen im Luftverkehr

müssen vom Staat und nicht von Passagieren, Airports und Flug-

gesellschaften finanziert werden. Solange für Fußballspiele von

Schalke 04 kostenfrei Polizisten abgestellt werden, darf für den

Luftverkehr nichts anderes gelten. 

Auch die Steuerpolitik muss sich bewegen

Der BTW unterstützt nachdrücklich die Halbierung des Mehr-

wertsteuersatzes im Schienenpersonenverkehr ab 2005 und setzt

sich für eine steuerliche Gleichbehandlung von Linien- sowie

Reisebussen und der Bahn ein. 

Illegale Praktiken abstellen

Illegale Praktiken im Busverkehr müssen durch verstärkte Kontrol-

len unterbunden werden. Allerdings sind „Schwarze Schafe“

äußerst selten: So wurden zum Beispiel nach 2.700 Kontrollen in

Baden-Württemberg ganze drei Busse stillgelegt.
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An die europäische Politik appellierte Klaus Laepple:

Die europäischen Schienennetze müssen für grenzüberschrei-

tenden Wettbewerb geöffnet werden.

Die deutsche Gastronomie und Hotellerie braucht Wettbewerbs-

gleichheit in Europa. Das erfordert eine Mehrwertsteuersenkung,

die auch dem Deutschlandtourismus zugute käme.

Bei Duty-Free-Einkäufen sollte die Steuer-Rückerstattung entbüro-

kratisiert und lediglich an die Vorlage einer gültigen Rückflug-

Bordkarte gebunden werden.

Beihilfen im Luftverkehr wirken wettbewerbsverzerrend und

müssen daher auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Das gilt

für den Flughafen Brüssel-Charleroi ebenso wie für Alitalia und

Olympic Airways. 

Auf EU-Osterweiterung und Fußball-WM 2006 vorbereitet

Zur ITB-Eröffnung am 12. März 2004 in Berlin begrüßte Klaus Laepple

als Vorsitzender des ITB-Fachberats mehr als 10.000 Aussteller aus

180 Ländern und Regionen zur größten und interessantesten Reise-

messe der Welt. Die deutsche Tourismuswirtschaft blicke gespannt

auf die Osterweiterung der Europäischen Union am 1. Mai 2004 und

heiße zehn weitere EU-Mitgliedsstaaten herzlich willkommen. Sie

sehe darin eine wichtige Chance für den In- und Outgoing-Touris-

mus – insbesondere auch im Segment Geschäftsreise.

Mit dem Deutschen Fußballbund und der Deutschen Zentrale für

Tourismus bereite sich der BTW auch intensiv auf die Fußball-WM

2006 in Deutschland vor.

Der deutsche und der internationale Tourismus hätten zwei weni-

ger gute Jahre hinter sich. Für 2004 gehe der BTW jedoch von einer
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Trendwende aus, denn die Menschen seien nicht bereit, auf Urlaub

und Reisen zu verzichten. 

Aufgrund der wirtschaftlichen Erholung in vielen Ländern gehe es

wieder aufwärts. Die Tourismuswirtschaft wolle die Urlauberzahlen,

die Übernachtungs- und Passagierzahlen steigern, damit am Ende

des Jahres als wohlverdienter Lohn der Arbeit auch wieder ein

erkennbarer Gewinn stehe.
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Eine der Säulen der BTW-Arbeit ist das Engagement für vernünftige

Rahmen- und Standortbedingungen der Tourismuswirtschaft. In

zahlreichen persönlichen Kontakten und Gesprächen auf allen poli-

tischen und administrativen Ebenen setzt sich der BTW für die

Belange der Branche ein. Die Federführung für Tourismuspolitik liegt

beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA). 

Die Entwicklung des Tourismus wird stark von anderen Politikberei-

chen wie Steuern, Finanzen, Verkehr, Umwelt, Soziales und Außen-

politik beeinflusst. Es gibt in Deutschland kein allgemeines Touris-

musgesetz. Teilbereiche des Tourismus werden durch spezielle

Gesetze wie das Reisevertragsgesetz geregelt. Für die Aufteilung der

Kompetenzen und Aufgaben zwischen Bund und Ländern im

Bereich Tourismus gelten die allgemeinen Regeln des Grundgeset-

zes (Art. 30, 70 ff., 91a, 105 ff.).

Es obliegt dem Bund, Rahmenbedingungen für die kontinuierliche

Entwicklung des Tourismus zu sichern. Das schließt ein, dass der

Bund, zusammen mit Ländern und Kommunen, die notwendige

Infrastruktur bereitstellt und verbessert, um unternehmerische

Eigenverantwortung zu stärken und Wettbewerbsfähigkeit zu

erhöhen. Planung, Entwicklung und unmittelbare Förderung des

Tourismus liegen in der Verantwortung der Bundesländer. 

Die Tourismuspolitik der Bundesregierung wird entscheidend mit-

bestimmt vom Ausschuss für Tourismus des Deutschen Bundesta-

ges. Für Abstimmungsprozesse zwischen Bund und Ländern, zur

gegenseitigen Unterrichtung und zur Koordinierung tourismuspoli-

tischer Aktivitäten wurde der Bund-Länder-Ausschuss Tourismus

eingerichtet, in dem das BMWA und die für Tourismus zuständigen

Ministerien der Bundesländer vertreten sind. Der Beirat für Fragen

des Tourismus beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit

62

V
E
R
A
N
S
T
A
L
T
U
N
G
E
N

Der BTW als politischer Mitgestalter
Partner Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit (BMWA)



unterstützt den Bundesminister in Fragen der Tourismuspolitik und

dient der Zusammenführung der Interessen von Politik, Wirtschaft,

Wissenschaft, kommunalen Gremien und tourismuspolitischen Ver-

bänden. 

Diesem Kreis gehören BTW-Präsident Klaus Laepple, BTW-Generalse-

kretär Christian Ehlers sowie zahlreiche weitere BTW-Mitglieder an.

Der Tourismus hat als Wirtschaftsfaktor in Deutschland große

Bedeutung. Dies ist der Grund für die enge Zusammenarbeit der

Bundesregierung mit der Tourismuswirtschaft. Eine Besonderheit

liegt in der Heterogenität dieses Wirtschaftszweigs, zu dem Reise-

veranstalter und Reisemittler, Hotels und Gaststätten, Campingan-

bieter, Sport- und Freizeitparks, Verkehrsträger, Teile des Einzelhan-

dels und andere zählen. Ferner gibt es Wirtschaftszweige, die mit-

telbar vom Tourismus profitieren, wie Automobil-, Sportbeklei-

dungs- und Sportgeräte-Industrie. Die Tourismuswirtschaft zählt wie

kaum ein anderer Wirtschaftszweig zu den Zukunftsbranchen mit

besonderen Wachstumserwartungen.

Förderung möglich

Die meist mittelständisch geprägten Unternehmen der Tourismus-

wirtschaft können – wie alle anderen kleinen und mittleren Unter-

nehmen – die Instrumentarien der Mittelstandsförderung von Bund

und Ländern in Anspruch nehmen. Sie können unter anderem

Unterstützung bei der Existenzgründung, bei Investitionen und

beim Zugang zu Auslandsmärkten erhalten. 

Speziell der Tourismuswirtschaft kommen die im Bundeshaushalt

vorgesehenen Mittel für die Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT)

und für die Leistungssteigerung im Tourismusgewerbe zugute. Die

Zuwendungen an die DZT dienen der Präsentation Deutschlands

als Urlaubs- und Reiseland im Ausland. Mit den der Leistungssteige-
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Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) in Berlin-Mitte

rung dienenden Haushaltsmitteln sollen insbesondere die Qualität

der touristischen Produkte verbessert, die Qualifikation der Beschäf-

tigten erhöht sowie die Trends und Potenziale ausgewählter Nach-

fragesegmente aufgezeigt werden.

International engagiert

Die Bundesregierung misst der bilateralen und multinationalen

Zusammenarbeit große Bedeutung bei. Sie setzt sich in den EU-

Gremien für den freien Dienstleistungsverkehr und gegen Wettbe-

werbsverzerrungen ein. Sie wirkt bei der Förderung der Tourismus-

wirtschaft in Europa mit. Deutschland ist sowohl in der Welttouris-

musorganisation (WTO), der Organisation für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung (OECD) als auch in den entsprechen-

den Fachkonferenzen der Vereinten Nationen vertreten, in denen

Themen und Auswirkungen auf Tourismuspolitik und Tourismus-

wirtschaft behandelt werden.
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„Schwergewicht der Volkswirtschaft“

Tourismuswirtschaft ist eine Querschnittsindustrie. Die touristische

Nachfrage bewirkt rund acht Prozent des Bruttoinlandsprodukts und

schafft unmittelbar und mittelbar rund 2,8 Millionen Arbeits- und

104.000 Ausbildungsplätze. Damit gehört die Tourismuswirtschaft zu

den Schwergewichten unserer Volkswirtschaft. Kernbereiche sind

das Gastgewerbe, Reiseveranstalter und Reisemittler sowie Verkehrs-

betriebe wie Fluglinien, Reedereien, Bahn und Busunternehmen.

Neben wenigen integrierten Tourismuskonzernen, ist die deutsche

Tourismusindustrie mit ihren 180.000 Restaurants und Gaststätten,

55.000 Hotels und Pensionen, knapp 20.000 Reise- und 6.000 Bus-

unternehmen überwiegend mittelständisch geprägt.

Das BMWA als Ansprechpartner

setzt sich für eine weitere Verbesserung der Rahmenbedingun-

gen für die Tourismuswirtschaft ein

fördert touristische Projekte in strukturschwachen Regionen

(Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur)

fördert unter anderem Existenzgründungen in der Tourismuswirt-

schaft (ERP-Programm)

finanziert zu rund 72 Prozent die Deutsche Zentrale für Tourismus

(DZT)

hilft, die Wirtschaftsfähigkeit der deutschen Tourismuswirtschaft

zu stärken, zum Beispiel indem es über das Kompetenzzentrum

E-Business-Touristik (KET) kleine und mittelständische Reiseunter-

nehmen an den elektronischen Geschäftsverkehr heranführt
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stößt Maßnahmen und Modellprojekte zugunsten von Qualität

und Nachhaltigkeit im Tourismus an und finanziert zum Beispiel

Projekte zum Fahrrad-, Wander- und Wassertourismus, zum barrie-

refreien Tourismus und Qualifizierungsmaßnahmen

wirkt mit an Strategien zur touristischen Umsetzung von Groß-

ereignissen wie der Fußball-WM 2006

hilft beim Erschließen neuer Quellmärkte im Ausland, wie derzeit

in der Volksrepublik China und in Osteuropa

wirkt mit an der Erhöhung der Sicherheit für deutsche Touristen

im internationalen Reiseverkehr

setzt sich für Chancengleichheit für deutsche Touristikunterneh-

men auf ausländischen Märkten und gegen Wettbewerbsverzer-

rungen ein

berät die EU-Kommission in tourismuspolitischen Fragen

gestaltet im Rahmen von WTO und OECD globale tourismus-

politische Strategien und Empfehlungen

übernimmt Koordinations- und Moderationsaufgaben zwischen

Bund und Ländern

berichtet regelmäßig an den Tourismusausschuss des Deutschen

Bundestages
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Der Deutsche Bundestag hat mit dem Tourismusausschuss die Be-

deutung der Wachstumsbranche Tourismus weiterhin unterstrichen.

Den Vorsitz des Ausschusses hat seit 2002 die Bundestagsfraktion

der CDU/CSU. Vorsitzender ist Ernst Hinsken, Stellvertreter ist Jann-

Peter Janssen (SPD). Sprecher der einzelnen Fraktionen sind Brunhilde

Irber (SPD), Klaus Brähmig (CDU/CSU), Ernst Burgbacher (FDP) und

Undine Kurth (Bündnis90/Die Grünen).

Der Tourismusausschuss und seine Themen im Jahr 2003/2004

Juli 2003 Öffentliche Anhörung zum Wassertourismus

in Deutschland, Naturnaher Tourismus im

Trend/Ausbau der Infrastruktur entlang der

Wasserstraßen

Bericht der Bundesregierung zur Ostsee-

sicherheit angesichts des jüngsten Schiffs-

unglücks vor Bornholm

September 2003 Bericht der Bundesregierung zur Beendigung

der Geiselnahme deutscher Touristen in der

Sahara

Bericht der Bundesregierung über die Akti-

vitäten Deutschlands im Zusammenhang mit

der EXPO 2005 in Japan

Änderungsvorschlag der Verordnung vom 

18. Januar 1993: gemeinsame Regeln für die

Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen

Oktober 2003 Öffentliche Anhörung zur modernen Dienst-

leistung am Arbeitsmarkt, Gesetzesentwurf

der Fraktionen SPD und BÜ90/GR 
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Gesetzesentwurf des Bundesrates zu den luft-

verkehrsrechtlichen Vorschriften

Öffentliche Anhörung zum internationalen

Vergleich deutscher Kur- und Heilbäder

November 2003 Bericht der Bundesregierung über die Zusam-

menstellung tourismuspolitisch relevanter

Haushaltsansätze in den Einzelplänen der

Bundesressorts im Bundeshaushalt 2004

Dezember 2003 Öffentliche Anhörung  zu Kulturhauptstädten

Europas und Kulturtourismus im Aufschwung

Bericht der Bundesregierung zu den zu erwar-

tenden Auswirkungen des Truppenübungs-

platzes Kyritz-Ruppiner-Heide auf den Touris-

mus an der Mecklenburgischen Seenplatte

Januar 2004 Bericht der Europäischen Kommission über

den Stand der Beitrittsvorbereitungen der

Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns,

Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens,

Sloweniens und der Slowakei

Mitteilung der Kommission zur Stärkung der

Beitrittsstrategie der Türkei zur EU; Vorschläge

über die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele

und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft 

Februar 2004 Antrag der CDU/CSU-Fraktion: Mehr Sicher-

heit an unbeschränkten Bahnübergängen

März 2004 Bericht der Bundesregierung zur Umsetzung

des nationalen Radverkehrsplans, insbeson-
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dere zur Koordinierung und Finanzierung der

Beschilderung und Vernetzung von Radwegen

Öffentliche Anhörung zum Familienurlaub in

Deutschland  

Gespräch mit Vertretern der Mineralölwirt-

schaft, Dr. Friedrich Homann und Dr. Klaus

Picard, zur Frage der Preisgestaltung bei Kraft-

stoffen, insbesondere zu Ferienbeginn

Information der Bundesregierung über

Kooperationsprojekte mit „terre des hommes“

im Rahmen der Kampagne gegen die sexuel-

le Ausbeutung von Kindern im Tourismus

April 2004 Gespräch mit dem Vorstandsvorsitzenden

der Lufthansa AG, Wolfgang Mayrhuber

Gespräch mit dem Vorsitzenden der Viabono

GmbH, Jürgen Mädger und dem Geschäfts-

führer Stephan Krug zur Außendarstellung der

Dachmarke Viabono

Mai 2004 Antrag der Fraktion BÜ90/GR: Die Chancen

und Potenziale des Deutschlandtourismus in

der erweiterten Europäischen Union 

Antrag der Fraktion der SPD und BÜ90/GR: 

Die EU-Erweiterung als Gewinn begreifen – 

Sicherheit, Wohlstand und Stabilität in ganz

Europa stärken

Antrag der CDU/CSU-Fraktion: 

Die EU-Erweiterung als Chance und Aufgabe
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Juni 2004 Gespräch mit dem Präsidenten des Deut-

schen Aero Clubs, Gerhard Allerdissen, sowie

weiteren Mitgliedern des Präsidiums

Bericht der Bundesregierung zu den Zielen

und Schwerpunkten sowie zu dem gegen-

wärtigen Beratungsstand der Initiative „Luft-

verkehr für Deutschland"

Bericht der Bundesregierung zum Stand der

Vorbereitungen zur Fußball-Weltmeisterschaft

2006

Bericht der Bundesregierung über die Dubli-

ner Konferenz vom 5. April 2004 über die

Wettbewerbsfähigkeit und die Nachhaltigkeit

des Tourismus in Europa

Gespräch mit dem Präsidenten des Bundes-

kartellamtes, Dr. Ulf Böge, zur wettbewerbli-

chen Entwicklung in der Tourismusbranche

und auf dem Luftverkehrsmarkt
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Die Word Tourism Organization (WTO) hat ihre Ursprünge im inter-

nationalen Kongress der amtlichen touristischen Verkehrsverbin-

dungen, der 1925 in der International Union for Official Tourism

Organizations (IUOTO) aufgegangen ist. Im Jahr 1975 wurde die WTO

als Nachfolgeorganisation der IUOTO gegründet. 1977 verabschiede-

ten die Vereinten Nationen eine Kooperationsvereinbarung mit der

WTO, die damit zur ausführenden Agentur für das United Nations

Development Programme (UNDP) wurde. Am 23. Dezember 2003

wurde schließlich die WTO zur Specialized Agency der UN. Der Tou-

rismus ist damit in die höchstmögliche Position innerhalb des

Systems der Vereinten Nationen gerückt. 

Als führende internationale Dachorganisation übernimmt die WTO

eine zentrale und entscheidende Rolle auf dem Gebiet Reisen und

Tourismus mit dem Ziel, eine gerechte, verantwortliche und nach-

haltige Welttourismusordnung zu fördern, deren Nutzen im Rah-

men einer offenen und wettbewerbsfähigen Marktwirtschaft von

allen Sektoren der Gesellschaft geteilt wird. 

Interkulturelles Bewusstsein und persönliche Freundschaften, die

durch den Tourismus gefördert werden, dienen dem Verbessern
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des internationalen Verständnisses und dem Frieden unter aller

Nationen sowie zum Schutz, Respekt und Erhalt des kulturellen

Erbes der Menschheit. 

Es werden drei Formen der Mitgliedschaft unterschieden:

Vollmitglieder – souveräne Staaten wie Deutschland

Assoziierte Mitglieder – Territorien, die keine Außenpolitik betrei-

ben

Angegliederte Mitglieder – Organisationen oder Unternehmen,

die direkt oder indirekt mit Tourismus zu tun haben, wie der BTW

Oberstes Organ ist die Generalversammlung, in der die Repräsen-

tanten der inzwischen 143 Mitgliedsstaaten, die assoziierten und

affiliierten Mitglieder alle zwei Jahre zusammenkommen. Unter-

stützt wird die Generalversammlung durch den Exekutivrat, der

zweimal jährlich tagt.

Die sechs Regionalkommissionen Afrika, Amerika, Ostasien und Pa-

zifik, Europa, Mittlerer Osten und Südasien tagen mindestens ein-

mal jährlich und bestehen aus den vollwertigen Mitgliedern der

Regionen. Ausführendes Organ ist das Sekretariat. 

Generalsekretär ist Francesco Frangialli, wichtigster Ansprechpartner

für die deutsche Tourismuswirtschaft ist Dr. Dirk Glaeßer. 
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Europa

Mehrwertsteuersenkung in der Gastronomie

Mehrstufige Margenbesteuerung /Restaurationsleistungen

Umsetzung des EU-Projekts „Single European Sky“ bis Ende 2004

Harmonisierung der Mineralölsteuersätze in der EU

Öffnung der Schienennetze in Europa

Mehrwertsteuererhebung bei Duty-Free-Einkäufen in Deutsch-

land nach dem „Destinationsprinzip“

Nichtraucherschutz-Initiative der EU (u.a. Werbeverbot) kritisch

begleiten

Konsolidierung der Luftfahrtbranche vorantreiben (Beihilfen)

Wirtschaftliche Einbußen durch den Aktionsplan Alkohol und

Tabak verhindern

Faire Regelungen für Denied Boarding im Luftverkehr

Faire Regelungen für Denied Boarding im Schienenverkehr

Bund /Bundesländer

Fußball-WM 2006: Infrastruktur, Standortmarketing und Maßnah-

menpaket von Bundesregierung und DZT in Zusammenarbeit

mit den Verbänden

Sommerferienregelung 92 Tage ab 2005

Liberalisierung der Sperrzeiten für Hotellerie und Gastronomie

Wegfall des Ladenschlussgesetzes

Verwaltungsberufsgenossenschaft /Insolvenzgeld
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Erhalt steuerfreier Zuschläge für Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit

Beschäftigungsmöglichkeiten für ausländische Arbeitnehmer aus

Nicht-EU-Staaten

Illegale Praktiken im Busverkehr stärker unterbinden (Schwarz-

touristik)

Steuerliche Gleichbehandlung von Linien-/Reisebussen und der

Bahn

Halbierung des Mehrwertsteuersatzes im Schienen-Personenver-

kehr ab 2005

Nachhaltige Unterstützung der Luftverkehrsinitiative für Deutsch-

land durch Bund und Länder

Kostenübernahme für Sicherheitsmaßnahmen im Luftverkehr

Liberalisierung der Wertschöpfungskette im Luftverkehr (Boden-

dienste, Flugsicherung und Flughafen)

Umfassende Betriebszeiten an Flughäfen (Nachtflugverbot)

Keine Einführung von Mehrwertsteuer und Kerosinbesteuerung

im Flugverkehr durch nationalen Alleingang

Weitere Integration der Verkehrsträger Luft-Schiene-Straße (Inter-

modalität)

Erweiterung der Flughafeninfrastruktur planerisch absichern, Pla-

nungsverfahren, Bundesverkehrswegeplan

Schutz vor Subventionierung und unlauterer Preisbildung bei

Flugverkehrsleistungen

Mittelstandsbank/Höhere Haftungsfreistellung der Hausbanken
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Mobilität hat über viele Jahrzehnte entscheidend zum wirtschaftli-

chen Erfolg Deutschlands beigetragen. Sie bleibt für unsere global

vernetzte Volkswirtschaft in einer erweiterten Europäischen Union

mehr denn je gefragt. Einem wettbewerbsfähigen Deutschland bie-

tet diese Entwicklung Chancen für wirtschaftliches Wachstum und

mehr Beschäftigung. Ohne leistungsfähige Verkehrswege als Lebens-

adern unserer Mobilität wird dies nicht möglich sein. 

Dennoch will die Bundesregierung die Investitionen in Fernstraßen,

Schienenwege und Wasserstraßen in den Jahren 2005 bis 2008 dras-

tisch senken: Danach sollen im Jahr 2005 nur noch acht Milliarden

Euro und in den Folgejahren 7,6 Milliarden Euro für Erhalt und Aus-

bau bereitgestellt werden. Die ohnehin knappen Finanzierungs-

ansätze des erst im Juli 2003 verabschiedeten Bundesverkehrswege-

plans würden damit um 25 Prozent unterschritten. Ein solcher Tief-

punkt der Investitionspolitik gefährdet die notwendigen Erhaltungs-

maßnahmen und bringt den erforderlichen Ausbau weitgehend

zum Erliegen. Diese Finanzpolitik verzichtet auf langfristige Wachs-

tumsimpulse guter Infrastruktur. 

Die Bevölkerung will

auch künftig mobil

sein. Mobilität ist

Symbol der Freiheit

und für die Nutzung

von Bildungschancen

und die Berufsaus-

übung von elemen-

tarer Bedeutung. 
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Mobilität für morgen sichern

Langfristige Wachstumsimpulse und
gute Infrastruktur dürfen nicht kurz-
fristiger Finanzpolitik geopfert werden.
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Die Wirtschaft braucht leistungsfähige und gut ausgebaute Ver-

kehrswege. Ohne zusätzlichen Güterverkehr wird die Wirtschaft

nicht wachsen. Eine attraktive Verkehrsinfrastruktur verbessert die

Qualität des Standortes Deutschland. Sie ist Basis für das Schaffen

neuer Arbeitsplätze.

Deutschland muss seine Verantwortung als europäische Ver-

kehrsdrehscheibe wahrnehmen. Wir profitieren besonders vom

gemeinsamen Markt und dürfen die europäische Wirtschaftsent-

wicklung nicht durch vernachlässigte Verkehrswege bremsen.

Schon heute zeigen Staus und Verspätungen die begrenzten Kapa-

zitäten unserer Verkehrswege. Auf den Aus- und Neubau der Ver-

kehrswege sowie deren technische Modernisierung kann nicht

verzichtet werden, wenn unsere Gesellschaft mobil und unsere

Deutschland muss seine Verantwortung als
europäische Verkehrsdrehscheibe wahrnehmen.
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Wirtschaft international wettbewerbs-

fähig bleiben will.

Der Substanzverzehr der Infrastruktur

muss gestoppt werden, wenn auch

künftig ein funktionsfähiges Verkehrssys-

tem zur Verfügung stehen soll. Bundesre-

gierung und Bundestag haben den Hand-

lungsbedarf erkannt. Jetzt müssen Taten

folgen. Mit dem geplanten Investitions-

niveau lassen sich die notwendigen

Erhaltungsmaßnahmen nicht umsetzen. 

Nachhaltiges Handeln in der Verkehrs-

politik erfordert, dass der Bund im Be-

reich der Verkehrsinfrastruktur zu höherer

Sicherheit, Lärmentlastung und einer

effizienten Nutzung der Energie beiträgt. Mit den geplanten Kür-

zungen werden beispielsweise Maßnahmen zum Erhalt und Aus-

bau von deutschen Bundeswasserstraßen für die Binnenschiff-

fahrt, die Entmischung von Personen- und Güterverkehr bei der

Schiene („Netz 21“) oder der Bau von Umgehungsstraßen und

Standstreifen auf Autobahnen in Frage gestellt. 

Der BTW fordert die Bundesregierung auf:

Investitionen in die Verkehrswege als „Zukunftsinvestitionen“ für

Deutschland zu verstärken, die Neu- und Ausbauprojekte des von

ihr am 3. Juli 2003 vorgelegten Bundesverkehrswegeplans bis 2015

vollständig umzusetzen, das von der Länderverkehrsministerkonfe-

renz am 25. Februar 2004 geforderte jährliche Investitionsniveau von

5,8 Milliarden Euro für Fernstraßen, 4 Milliarden für Schienenwege

und 0,6 Milliarden Euro für Wasserstraßen bereitzustellen.

Die Wirtschaft braucht sehr gut
ausgebaute Verkehrswege.
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Die Dienstleistungswirtschaft, zu der Handel und Tourismus zählen,

hat national und weltweit entscheidenden Anteil an der Beschäfti-

gung. Der Tourismus trägt sechs Prozent zur Gesamtbeschäftigung in

Europa bei. Durch die stetig wachsende Nachfrage nach touristi-

schen Dienstleistungen könnten in der Branche in den nächsten

zehn Jahren bis zu drei Millionen neue Jobs geschaffen werden.

Große Bedeutung hat dabei die Umsetzung des Berichts der High-

Level-Group für Tourismus und Beschäftigung der EU-Kommission. 

Die Zahl der Beschäftigten in den unmittelbar und mittelbar durch

den Tourismus bestimmten Bereichen liegt in Deutschland derzeit

bei rund 2,8 Millionen. Zudem sind diesem Bereich 104.000 Ausbil-

dungsplätze zuzuordnen.

Da Tourismus kein Wirtschaftssektor im üblichen Sinn ist, fehlen in

der Arbeitsmarktstatistik entsprechende Informationen. Wie bei der

Ermittlung des Anteils am Bruttoinlandsprodukt sind direkte und

indirekte Beschäftigungswirkungen zu ermitteln. Die dabei entste-

henden Abgrenzungs- und Zuordnungsprobleme werden in den

Ländern unterschiedlich gehandhabt. Die

angegebenen Zahlen für Deutschland

beruhen auf der Untersuchung des DIW

„Wirtschaftsfaktor Tourismus“ von 1999

mit 1995 als Basisjahr. Die Zahl der Be-

schäftigten im Tourismus wurde rechne-

risch aus dem induzierten Bruttoinlands-

produkt ermittelt, das im Rahmen der Sa-

telliten-Konten-Rechnung geschätzt wor-

den war.

78

A
R
B
E
I
T
S
P
L
Ä
T
Z
E

Tourismus: Rund 2,8 Millionen 
Beschäftigte in Deutschland

Tourismus schafft 
Arbeits- und Ausbildungsplätze
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Ausbildungsberufe 

In Zeiten ständiger Mobilität und wachsender Freizeitanteile hat sich

die Tourismuswirtschaft zur weltweit größten Wachstumsbranche

entwickelt. Mit steigender Nachfrage nach touristischen Dienstleis-

tungen wächst nicht nur das Interesse am Tourismus als Wirtschafts-

faktor. Die Branche rund um Urlaub, Reise, Essen und Schlafen wird

zunehmend auch als interessantes Beschäftigungsfeld entdeckt. Mit

wachsendem Bedarf an Fachkräften sind beruflicher Einstieg und

berufliche Fort- und Weiterbildung hoch attraktiv. Aufgrund ihrer

vielfältigen und zahlreichen Beschäftigungs- und Ausbildungsmög-

lichkeiten kommt der Qualifizierung und Professionalisierung in der

Tourismuswirtschaft besondere Bedeutung zu. Im Tourismus arbeiten

nach Zahlen des DIW 2,8 Millionen Menschen, das sind acht Pro-

zent der Gesamtwirtschaft.

Die Auswahl an Ausbildungsmöglichkeiten in der Tourismusbranche

ist entsprechend groß. Der Tourismuswirtschaft stehen insgesamt

zwölf Ausbildungsberufe zur Verfügung:

1. Gastgewerbliche Berufe 

Fachkraft im Gastgewerbe 

Fachmann/frau für Systemgastronomie 

Hotelfachmann/frau 

Hotelkaufmann/frau 

Koch/Köchin 

Restaurantfachmann/frau 

Breites Angebot an Ausbildungsberufen
und Ausbildungsmöglichkeiten

104.000 touristische Ausbildungs-
plätze in Deutschland



2. Kaufmännische Berufe

Reiseverkehrskaufmann/frau 

Luftverkehrskaufmann/frau

Schifffahrtskaufmann/frau

Kaufmann/frau im Eisenbahn- und Straßenverkehr 

Servicekaufmann/frau im Luftverkehr 

Kaufmann/frau für Verkehrsservice 

Die Berufsbilder wurden zum Teil den aktuellen Entwicklungen

angepasst. Darüber hinaus wird gegenwärtig ein neues Berufsbild 

– Kaufmann/frau für Tourismus und Freizeit – geschaffen, wobei der

Schwerpunkt, neben den klassischen Themen, hauptsächlich in der

Freizeitwirtschaft liegen wird. Eine immer wichtigere Rolle spielen

zudem private Bildungsträger, die eine Mischung aus klassischer

Ausbildung und einem Studium der Betriebswirtschaft mit Schwer-

punkt Tourismus anbieten.  

Ausbildungsmöglichkeiten

Ausbildungs- und Fortbildungsmöglichkeiten werden von der Touris-

muswirtschaft in Deutschland in großem Umfang angeboten. Dies

erfolgt auf den oben aufgezeigten klassischen Wegen der Dualen

oder der Hochschul-Bildung (auch Ergänzungs- und Aufbaustudien-

gänge). Darüber hinaus bieten eine Vielzahl neuer Studiengänge auf

traditionellen oder neu gegründeten Schulen Einstiegs- und Fortbil-

dungsmöglichkeiten. 

Fortbildung

Für die Ausbildungsberufe im Hotel- und Gaststättengewerbe kommt

vor allem die Fortbildung an der Hotelfachschule (Staatlich geprüf-
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ter Gastronom oder Betriebswirt) oder zum Meister im Gastgewer-

be (Küchenmeister, Restaurantmeister, Hotelmeister, Fachwirt im

Gastgewerbe) in Betracht.

Wer eine Ausbildung in Hotellerie oder Gastronomie absolviert und

eine bestimmte Berufserfahrung gesammelt hat, kann sich zum

Meister (Küchen-, Restaurant- oder Hotelmeister) oder neuerdings

zum Fachwirt im Gastgewerbe fortbilden. Dazu kommt die Mög-

lichkeit eines Abschlusses zum Staatlich geprüften Gastronomen

oder Betriebswirt an einer Hotelfachschule. 

Als gelernter/e Reiseverkehrskaufmann/frau bietet sich die Fortbil-

dung zum Touristikfachwirt (IHK) an, die in der Branche einen guten

Ruf genießt.

Berufsakademie (BA)

Eine Sonderstellung im Rahmen der Ausbildung zum/r Diplom-

Betriebswirt/in nehmen die Berufsakademien ein. Im Gegensatz zu

den Fachhochschulen erfolgt die Ausbildung hier im Dualen System.

Zwar ist die Nachfrage nach solchen Ausbildungsstellen groß, doch

bietet nur ein sehr beschränkter Kreis von Unternehmen die BA-

Ausbildung an.

Fachhochschule

Die Hochschulausbildung im Fach Tourismuswirtschaft ist als touris-

musbezogene Ausbildung über alle Semester durchgängig nur an

Fachhochschulen möglich. Aufbauend auf dem allgemeinen Studium

der Betriebswirtschaft werden Studierenden vornehmlich im Haupt-

studium fachbezogene Tourismuskenntnisse vermittelt. Durch die

Verbindung von allgemeinen betriebswirtschaftlichen mit branchen-

bezogenen Ausbildungsinhalten soll die spätere Flexibilität der Stu-

dierenden erreicht werden. Diesem Ziel entspricht der Studienauf-

81

A
U
S
B
I
L
D
U
N
G



bau an den Fachhochschulen mit dem Studiengang/der Studien-

richtung Tourismus.

Universität

An über zehn Universitäten in Deutschland kann ein Tourismus-

studium, teils als Ergänzungs- oder Aufbaustudium, aufgenommen

werden. Bezüglich der Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten im

Fach Tourismuswirtshaft kann hier auf drei Grundrichtungen hinge-

wiesen werden:

verkehrs- und tourismusbetriebswirtschaftliche Orientierung

geographische und kulturhistorische Orientierung

zweisemestriges/dreisemestriges touristisches Ergänzungsstudium

mit integriertem Praktikum
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Gebäude der Fachhochschule München in Pasing, 
in dem sich die Studiengänge BWL und Tourismus befinden.
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Die FIFA Fussball-
Weltmeisterschaft 2006TM

Chancen für die Tourismuswirtschaft am Standort Deutschland

Im Jahr 2006 wird zum zweiten Mal eine Fußballweltmeisterschaft in

Deutschland ausgetragen. Die Austragung der WM erfolgt parallel in

zwölf Städten Deutschlands und erfordert eine gute Zusammen-

arbeit aller Beteiligten, um dieses Mega-Event zum Erfolg werden zu

lassen. Die „Augen der Welt“ sind auf Deutschland gerichtet. Durch

die FIFA Fussball-Weltmeisterschaft 2006TM rückt Deutschland in den

Mittelpunkt der Weltöffentlichkeit und trägt zur internationalen Völ-

kerverständigung auf hohem Niveau bei. Über vier Milliarden TV-

Zuschauer rund um den Globus werden Fußball in und aus

Deutschland erleben. Das ist nicht nur eine Riesenchance für den

deutschen Fußball, sondern auch eine einmalige Gelegenheit,

Deutschland als modernes, weltoffenes und attraktives Land zu prä-

sentieren. 

Die FIFA Fussball-Weltmeisterschaft 2006TM ist daher das beste Instru-

ment für wirksames Standortmarketing. Der volkswirtschaftliche

Nutzen muss durch ein gut geplantes Tourismusmanagement und

Marketing vor, während und nach diesem Mega-Ereignis voran-

getrieben werden. 

Mit dem Kooperationsvertrag zwischen dem Organisationskomi-

tee (OK FIFA WM 2006) und der Deutschen Zentrale für Tourismus

wurde eine intensive weltweite Werbekampagne gestartet, um

Deutschland als Fußball- und Sportnation bekannter zu machen und

Reiseveranstalter bereits im Vorfeld zur Aufnahme deutscher Ziele,

insbesondere von Reisen in die WM-Spielorte, zu animieren. Die

FIFA Fussball-Weltmeisterschaft 2006TM eröffnet der deutschen Wirt-

schaft großartige Perspektiven auf kurz-, mittel-, und hoffentlich

auch auf langfristiger Ebene, insbesondere in den Bereichen der

Tourismusdienstleistungen.  



Arbeitskreis Tourismus /Gästeservice

Im Blickfeld dieser Perspektiven wurde am 2. April 2004 der Arbeits-

kreis Tourismus/Gästeservice des OK der FIFA Fussball-Weltmeister-

schaft 2006TM berufen. Vorsitzender des Arbeitskreises wurde BTW-

Präsident Klaus Laepple. Ziel des Arbeitskreises ist es, ein umfassen-

des Gastgeber-Konzept zu entwickeln, um eine unverwechselbare,

außergewöhnliche und nachhaltig erinnerbare Fußball-Weltmeister-

schaft in Deutschland zu realisieren.

Besonderes Augenmerk wird dabei auf die Ansätze und Inhalte des

Gastgeberkonzepts gelegt. Dieses muss unter anderem folgende

Handlungsmaximen enthalten:

Die WM 2002 in Japan und Korea soll Deutschland 

als Messlatte dienen.

Die Preispolitik ist eine äußerst wichtige Komponente, 

um nachhaltig Gäste auch aus Übersee zu gewinnen.

Die Gesamt-Service-Kette muss stimmig sein 

(Funktionalität der Logistik).

Die Gastgeberrolle muss als Verpflichtung angesehen werden.

Das Auswärtige Amt muss eingebunden sein.

Das Konzept soll teilweise bereits beim FIFA Confederations Cup

Germany 2005 vom 15. bis 29. Juni 2005 umgesetzt werden. Im

Arbeitskreis Tourismus/Gästeservice sind neben dem BTW und dem

OK folgende Institutionen vertreten: 

ADAC, Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV), 

Bayern Tourismus Marketing, Bundesministerium des Innern, Bundes-

ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Deutsche Bahn, Deutscher

Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA Bundesverband), Nord-
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rhein-Westfalen Tourismus, DZT, Stuttgart-Marketing und der Touris-

musausschuss des Deutschen Bundestages.

In den Standort investieren

Investitionen aus öffentlichem und privatem Sektor können dem

Standort Deutschland zudem einen wirtschaftlichen Aufschwung

auch in anderen Wirtschaftsbereichen ermöglichen, insbesondere

bei der Verkehrsinfrastruktur. 

Dazu zählen unter anderem Investitionen in die Stadionsstruktur an

WM- und Nicht-WM-Standorten. Hinzu kommen massive öffent-

liche Investitionen in Auf- bzw. Ausbau und Verbesserung der Ver-

kehrsinfrastruktur, um im Straßenverkehr wie auch im Schienenver-

kehr ein schnelles, angenehmes und sicheres Reisen zwischen den

WM-Städten zu ermöglichen. Dazu gehören kleinräumig auch die

verkehrliche Anbindung der Stadien an den öffentlichen Personen-

verkehr und die Weiterentwicklung von Transportknotenpunkten. 

Mehr als drei Millionen Gäste werden erwartet

Unter Führung des Organisationskomitees Deutschland wird sich

ein aus drei Unternehmen bestehendes Joint Venture um Fragen

der Unterbringung zur FIFA Fussball-Weltmeisterschaft 2006TM in

Deutschland kümmern. Dem Gemeinschaftsunternehmen gehören

BTI Euro Lloyd, Byrom plc sowie die Accor Hotellerie Deutschland 

– unterstützt von weiteren Partnern – an. 

Accor bildet gemeinsam mit unabhängigen Hotels und Hotelketten

(Maritim, Steigenberger, Dorint) sowie dem Deutschen Hotel- und

Gaststättenverband (DEHOGA Bundesverband) und dem Hotelver-

band Deutschland (IHA) ein Konsortium. Diesem ist es wichtig, die

FIFA Fussball-Weltmeisterschaft 2006TM als Leistungsschau des deut-

schen Hotelgewerbes zu nutzen und das Reiseland Deutschland
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der ganzen Welt zu präsentieren. Der Beitritt weiterer Hotelvertreter

ist vorgesehen. Zusammen vereinigt das Konsortium rund 11.500 Ho-

tels in ganz Deutschland. 

Fußball als Event inszenieren

Direkte Potenziale stecken auch in der Gastronomie. Damit besteht

die Chance, Fußball als Event in Kneipen und Restaurants für deut-

sche Fußballfans zu zelebrieren, die keine Karte für die Stadien

haben, um live bei diesem Großereignis dabei zu sein. Der Gastro-

nomie muss es also gelingen, sich als zweite „WM-Tribüne“ in Szene

zu setzen. Neben direkten Umsatzsteigerungen und dem nicht zu

unterschätzenden Imagefaktor könnten somit auf lange Sicht

Stammgäste stärker gebunden und neue Gäste für die Gastronomie

begeistert werden. 

Die FIFA Fussball-Weltmeisterschaft 2006TM wird der deutschen Wirt-

schaft starke Impulse geben und unser Land als ein weltoffene, tole-

rante und gastfreundliche Nation im Rampenlicht der Weltöffent-

lichkeit präsentieren – ganz nach dem Motto „Die Welt zu Gast bei

Freunden“!
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Aktivitäten des
BTW auf euro-
päischer Ebene

Aktivitäten des
BTW auf euro-
päischer Ebene

EU-Erweiterung

Gespräch mit dem BDI 
am 11. September 2003 
in Brüssel

Treffen der 
EU-Beauftragten 2004

Teilnahme an der 
EU-Tourismuskonferenz
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Beitrittsländer bringen großes touristisches Potenzial

Am 1. Mai 2004 sind zehn neue Mitgliedstaaten (Estland, Lettland,

Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und

Zypern) der EU beigetreten. Der Beitritt wurde mit Festakten in ganz

Europa gefeiert. Die Aufnahme der neuen Staaten markiert die bis-

her größte Erweiterung der Union. Die EU-Bevölkerung wächst auf

nunmehr 450 Millionen Menschen, woraus sich ein großes touristi-

sches Potenzial ergibt, welches zu nutzen gilt.

Mit dem Beitritt übernehmen die neuen Mitgliedstaaten den Ge-

samtbestand des europäischen Rechts. In einer Reihe von Bereichen

gelten allerdings Übergangsfristen. Vor der Einführung des Euros

müssen die neuen Mitgliedstaaten zunächst die Maastricht-Kriterien

erfüllen. Dies wird voraussichtlich erst nach einem längeren Konver-

genzprozess der Fall sein und selbst von den am weitesten fortge-

schrittenen Staaten erst mittelfristig erreicht werden können. Als

erstes Beitrittsland könnte Estland 2006 den Euro einführen.

Während sich in den neuen Mitgliedstaaten überdurchschnittliche

Wachstumsraten abzeichnen, zeigen sich im Gegenzug erhebliche

Haushaltsdefizite und nur langsam sinkende Arbeitslosenzahlen.

Der BTW hat die Aufnahme der zehn neuen Mitgliedstaaten in die

Europäische Union ausdrücklich begrüßt. Dadurch wird der Anspruch

der EU, Vertreter Gesamteuropas zu sein, deutlich gestärkt. Die EU-

Erweiterung birgt für die Tourismusindustrie weit mehr Chancen als

Risiken.

Weit mehr Chancen als Risiken

Zu den Chancen: Wenn auch nicht sofort, wird der Wegfall der bis-

herigen Einreise-Voraussetzungen den Reiseverkehr in beide Rich-

tungen erleichtern und sowohl das Incoming- als auch das Outgoing-
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Auswirkungen der EU-Erweiterung 
im Tourismus



Geschäft beleben. Im Jahr 2003 sind mit über fünf Millionen 2,8 Pro-

zent mehr Incoming-Gäste als im Vorjahr nach Deutschland gereist.

Die Zahl der Outgoing-Reisen von Deutschen in die Beitrittsstaaten

lag über sechs Millionen. Das sind 9,1 Prozent mehr als 2002.

In den Beitrittsstaaten hat der Tourismus eine hohe Bedeutung.

Dank eines guten Preis-Leistungs-Verhältnisses erwirtschaften etwa

Ungarn, Tschechien und Polen erhebliche Einnahmen im Tourismus.

Vorausgesetzt, dass in den kommenden Jahren signifikante Infra-

struktur-Investitionen in Straße, Schiene, Flughäfen und Hotellerie

getätigt werden, dürfte sich die Zahl deutscher Reisender in die Bei-

trittsländer deutlich erhöhen.

Andererseits wird in diesen Staaten durch die steigende Zahl deut-

scher Besucher auch das Interesse am Reiseland Deutschland

wachsen und der Bundesrepublik im Incoming-Bereich zu deutli-

chen Vorteilen verhelfen. Schließlich ist Deutschland durch die Bei-
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Malta – einer von zehn neuen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
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tritte geografisch von der Ostflanke in den Mittelpunkt der Europä-

ischen Union gerückt.

Diese erfreulichen Perspektiven überwiegen die verbleibenden Risi-

ken:

Das erhöhte Reiseaufkommen wird einen erheblichen Anstieg

des Transitverkehrs von Ost nach West und in umgekehrter Rich-

tung zur Folge haben. Auf diese Situation ist Deutschland nicht

ausreichend vorbereitet.

Bedauerlicherweise führt der Beitritt der zehn neuen EU-Länder

zu Preiserhöhungen, weil Reiseveranstalter für Reisen dorthin seit

dem 1. Mai 2004 – wie für sämtliche EU-Ziele – Margenumsatz-

steuer auf die Differenz zwischen Ein- und Verkaufspreisen ab-

führen müssen.

In der Bustouristik machen dem BTW zudem potenzielle

Dumpingangebote von Anbietern aus Beitrittsländern Sorgen;

Lenkzeiten und Sicherheitsvorschriften sollten konsequent kon-

trolliert werden.

Die weitgehend gleiche Einschätzung der Vorteile des EU-Beitritts

für die neuen Mitgliedsstaaten geht davon aus, dass alle Länder bzw.

Ländergruppen beim Incoming von der Mitgliedschaft profitieren

werden. Besonders ausgeprägt gilt dies für Ungarn und Tschechien.

Es folgen das Baltikum, Slowenien und Polen. Dabei fallen die zu

erwartenden Entwicklungen in verschiedenen Angebotsbereichen

für einzelne Länder bzw. Ländergruppen aus Expertensicht unter-

schiedlich aus. Auffallend ist das relativ hoch eingeschätzte Entwick-

lungspotenzial Ungarns im Bereich des Wellness- und Gesundheits-

tourismus sowie Tschechiens im Bereich des Tagungs- und Kongress-

tourismus. 
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Mit ihren kulturhistorischen Sehenswürdigkeiten bieten die neuen

Mitglieder beste Chancen für Städtetourismus, Kultur- und Studien-

reisen. Eine Sonderstellung nimmt Slowenien ein. Dort zeigen sich

besondere Entwicklungschancen bei Naturerlebnisreisen, Erho-

lungs- bzw. Sport-/Aktivangeboten. Am wenigsten klar sind aus Sicht

der Experten die Entwicklungschancen für die Slowakei. 

Unterschiedliche Marktverschiebungen in Deutschland 

Die erwarteten Marktverschiebungen in den deutschen Tourismus-

regionen durch die EU-Erweiterung fallen unterschiedlich aus. Gene-

rell wird eine Belebung des Tourismus sowohl im Incoming- als

auch im Outgoing-Bereich erwartet.  Im Vergleich zum Vorjahr wurde

2003 ein Zuwachs von 2,8 Prozent im Incoming und 9,1 Prozent im

Outgoing verzeichnet.  Signifikante Zuwächse werden unter anderem

für Bayern, Brandenburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein er-

wartet. 

Prag als kulturelles Highlight zieht vor allem
Städtereisende aller Altersgruppen an.
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Ausgesprochene Verlierer der Osterweiterung gibt es nicht, obwohl

vor allem in Regionen, die an die neuen Mitgliedsstaaten angren-

zen, eine uneinheitlichen Einschätzung zwischen Gewinn- und Ver-

lustsituation besteht. Zugewinne wie auch Verluste in diesen Regio-

nen werden als möglich angesehen. Allgemein gilt: Je weiter eine

deutsche Tourismusregion im Westen liegt, desto geringer der Ein-

fluss der Erweiterung auf deren Tourismusbilanz.

Investitionsbereitschaft der Branche in den Beitrittsländern

Ein Indikator für die künftige Tourismusentwicklung der neuen Mit-

gliedsstaaten ist die Investitionsbereitschaft der Branche. Besondere

Bedeutung bei der touristischen Entwicklung haben die Reiseveran-

stalter und die Hotellerie, da deren Direktinvestitionen Entwicklun-

gen – wenn auch zeitverzögert – nach sich ziehen. Rund 15 bis 25 Pro-

zent der Reiseveranstalter und Hotelgesellschaften bekunden Inte-

resse an Direktinvestitionen in touristischen Regionen der Beitritts-

länder. 

Marktchancen nach Zielgruppen

Die Marktchancen für einzelne Zielgruppen werden unterschiedlich

eingestuft. Besondere Perspektiven werden für Ungarn bei Familien,

für Slowenien für Aktive ohne Kinder, für Tschechien bei Jugendlichen

und für Polen bei „jungen Alten“ gesehen.

Eine große Bedeutung wird vor allem dieser Zielgruppe der „jungen

Alten“ zugemessen, da sie in besonderer Weise an Kultur- und Stu-

dienreisen interessiert ist. Umgekehrt gilt dies für die Aktiven ohne

Kinder im Bereich der Naturerlebnisreisen, sowie Sport- und Aktiv-

reisen. Daraus lassen sich spezifische Marktchancen der einzelnen

Beitrittsländer ableiten.
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Chancenprofile der osteuropäischen Beitrittsländer

A. Baltikum: Die neuen Mitglieder im Nordosten machen neugierig

auf Kultur, Natur, Städte und Geschichte. Besondere Chancen bie-

ten sich daher im Bereich Städtetourismus, Kultur- und Studien-

reisen. Der Tourismus befindet sich im Aufbau. Dies wirkt sich,

wenn auch eher zögerlich, positiv auf die Investitionsbereitschaft

ausländischer Investoren aus.

B. Polen: Neben bekannten Städten hat Polen auch viel unent-

deckte Natur zu bieten, etwa die Masurische Seenplatte. Chancen

erstrecken sich daher neben dem Städtetourismus auf Natur-

erlebnisreisen aufgrund ähnlicher Tourismusstrukturen im angren-

zenden Mecklenburg-Vorpommern, obwohl diese zur Zeit eher

zurückhaltend beurteilt werden.

C. Slowakei: Der Bereich der Naturerlebnisse ist noch ausbaufähig.

Insgesamt ist die Situation in diesem Land nicht einfach. 

D. Slowenien: Der Alpenstaat am Mittelmeer hat gute Voraus-

setzungen für Naturerlebnisreisen, Erholungs- bzw. Sport-/Aktiv-

angebote, vor allem für Aktive ohne Kinder und Familien. Bevor-

zugte Region für Direktinvestitionen.

E. Tschechien: Prag als kulturelles Highlight zieht vor allem Städte-

reisende aller Altersgruppen an und zeigt hohes Potenzial. Das

Marktwachstum im Wellnessbereich wird eher zurückhaltend be-

trachtet, trotz bleibender Attraktivität bei ausländischen Investoren.

F. Ungarn: Die kulturelle Vielfalt bietet sich ideal für Städtetouris-

mus, Kultur- und Studienreisen an. Ungarn zeigt zudem ein

hohes Erfolgspotenzial im Wellness- und Gesundheitstourismus.

Als Reiseziel ist es geeignet für jede Altersgruppe. Investoren zei-

gen sich eher zurückhaltend.
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Beurteilung der Chancen und Hindernisse

Positiv im Zusammenhang mit dem EU-Beitritt werden unter ande-

rem die Auflösung der Grenzen und die damit verbundene steigen-

de Mobilität der Bewohner gesehen. Erwartete Mehrinvestitionen in

den Beitrittsländern werden zur Verbesserung der gesamten Infra-

struktur und somit zur Belebung des touristischen Angebotes und

des Reiseverkehrs führen.

In nicht standortgebunden Dienstleistungsbereichen, zum Beispiel

der Reiseveranstaltung, könnte es durch das bestehende Lohngefälle

zu einer preislichen Angebotskonkurrenz und damit zu begrenztem

Anpassungsdruck für die deutsche Tourismuswirtschaft kommen.

Ungarn – Die kulturelle Vielfalt ist ideal für
Städtetourismus, Kultur- und Studienreisen.
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Am 11 . September 2003 hat der BTW die BDI-Vertretung in Brüssel be-

sucht und sich über die europapolitischen Themen ausgetauscht.

Das Treffen diente dazu, dem BDI die aktuellen BTW-Themen mit euro-

papolitischem Bezug darzustellen. Gleichzeitig wurde gemeinsam ana-

lysiert, welche Möglichkeiten der politischen Kooperation und opti-

malen Interessenvertretung durch die Unterstützung des BDI bestehen.

Die Themen dieses ersten Treffens

Intermodalität

Subventionen/Beihilfen

– Flughäfen, Airlines, Bahn

Liberalisierung/Privatisierung

– Open Single Sky, Bahn, Airlines, Flughäfen

Verbraucherschutz

– Verbraucherkreditrichtlinie, DBC

Basel II

Steuern

– Keine Kerosinbesteuerung

– Mehrwertsteuer im grenzüberschreitenden Luftverkehr

– Ermäßigter Mehrwertsteuersatz für die Gastronomie

– Mehrstufige Margengebesteuerung

Der BDI bietet an

konkret an ihn herangetragene Themen an der richtigen Stelle

zum richtigen Verfahrenszeitpunkt bei Parlament, Rat, Kommis-

sion, Vermittlungsausschuss etc. strategisch einzuspeisen.

beantwortet und berät, was im Geschäftsgang der europäischen

Institutionen möglich bzw. noch möglich ist.

baut Netzwerke auf mit Verbündeten aus anderen Industriever-

bänden bzw. mit dem europäischen Dachverband der europä-

ischen Industrie UNICE (Verzahnung verschiedener Industrien zu

einem Thema).

Gespräch mit dem BDI 
am 11. September 2003 in Brüssel
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Die EU-Beauftragten des BTW sind am 20. Januar 2004 im Brüsseler

Europaparlament zu Gesprächen mit Vertretern der Europäischen

Kommission zusammen gekommen. Im Blick auf die EU-Richtlinie

zur Beseitigung von Hindernissen im freien Dienstleistungsverkehr

berichtete Dr. Margot Fröhlinger, Abteilungsleiterin der General-

direktion Binnenmarkt, dass die EU-Kommission inzwischen ein Ver-

tragsverletzungsverfahren gegen Italien wegen der dortigen Reise-

leiter-Behinderungen eingeleitet habe. 

Überall, wo unbegleitete Personen Sehenswürdigkeiten besichtigen,

sei kein Raum für Einschränkungen der Zulassung von Reiseleitern,

erläuterte sie den Standpunkt der EU-Kommission. Diese Position

wurde von den EU-Beauftragten des BTW nachhaltig begrüßt.

Treffen der EU-Beauftragten des BTW 
am 20. Januar 2004 in Brüssel

Europäisches Parlament
Gebäude Altiero Spinelli



Spätestens 2005, so Dr. Margot Fröhlinger weiter, solle die Dienstleis-

tungsrichtlinie verabschiedet werden. Mit dem Gesetzgebungsvor-

haben wolle die EU-Kommission alle am wirtschaftlichen Bedarf orien-

tierten Beschränkungen touristischer Dienstleistungen und Investi-

tionen in Europa verbieten.

Dirk Staudenmayer, Referatsleiter in der Generaldirektion für Ge-

sundheit und Verbraucherschutz, erläuterte die Planungen zur Weiter-

entwicklung des europäischen Vertragsrechts: Statt des bisherigen

sektoralen Ansatzes wolle die EU-Kommission künftig einen hori-

zontalen Ansatz verfolgen. Mit wissenschaftlicher Unterstützung solle

ein Referenzrahmen als Grundlage der europäischen Zivilgesetzge-

bung entwickelt werden.

Die EU-Beauftragten des BTW sehen die Zeit gekommen, Konsulta-

tionsmechanismen für die Ausgestaltung des Referenzrahmens zu

etablieren. Mit Änderungsvorschlägen zu den EU-Richtlinien über

Pauschalreisen und Time Sharing sei frühestens in der zweiten Hälfte

der nächsten Legislaturperiode – also nicht vor 2007 – zu rechnen.

Über die tourismuspolitischen Aktivitäten der EU-Kommission infor-

mierte Reinhard Klein, Leiter des Tourismusreferats in der General-

direktion Unternehmen. Seine Mitteilung, er werde im April 2004

eine neue Funktion im Baureferat übernehmen, wurde mit Bedau-

ern zur Kenntnis genommen. Die EU-Beauftragten des BTW dankten

Reinhard Klein für seine Kooperationsbereitschaft und seinen Ein-

satz für den Tourismus.
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Der Rat der Europäischen Union hat am 5. April 2004 in Dublin eine

Tourismuskonferenz abgehalten. Im Mittelpunkt standen die Rahmen-

bedingungen und Herausforderungen, vor denen eine nachhaltig

wachsende Tourismuswirtschaft in Europa steht.

Im Hinblick auf die Nichtraucherpolitik der EU ist nicht zu vermuten,

dass es vor dem Wechsel der Kommission im Herbst 2004 noch zu

besonderen neuen Aktivitäten kommt. Der neue Sozialkommissar

hat allem Anschein nach nicht die Absicht, die Ideen von Kommis-

sar David Byrne zum Verbot des Rauchens am Arbeitsplatz aufzu-

greifen. Mit allen übrigen Regelungen hatte Byrne bereits Erfolg.

Sowohl die Kennzeichnungspflicht für Tabakerzeugnisse wurde

durchgesetzt als auch das Werbeverbot. Eine Aufhebung des Werbe-

verbots wird allerdings zur Zeit von Deutschland vor dem Europä-

ischen Gerichtshof im Wege eines Vertragsverletzungsverfahrens

angestrebt.

Das Europäische Parlament wird noch in dieser Legislaturperiode

seine erste Lesung des Vorschlags zur Regelung der Lebensmittel-

werbung abschließen. Es wird wohl nicht gelingen, das Projekt als

Ganzes zu verhindern. Aber die schlimmsten Regelungen, z. B. Positiv-

listen für Lebensmittelaussagen, die Notwendigkeit der wissenschaft-

lichen Beweisbarkeit etc., dürften wohl relativiert werden.

Für den 15. bzw. 16. Oktober 2004 wird eine weitere Tourismuskon-

ferenz in Budapest geplant, die diesmal in Zusammenarbeit von EU-

Kommission und der ungarischen Regierung veranstaltet wird.

EU-Tourismuskonferenz
am 5. April 2004 in Dublin



Die Denied-Boarding-Regulation im Luftverkehr ist am 17. Februar

2004 im Amtsblatt veröffentlich worden. Von diesem Zeitpunkt an

lief eine zweimonatige Klagefrist für die Mitgliedstaaten beim Euro-

päischen Gerichtshof. Es war nicht damit zu rechnen, dass die Bun-

desregierung Klage erhebt. Ob das in Großbritannien passiert, ist

offen. Grundsätzlich gibt es drei Möglichkeiten, die Angelegenheit

zum Europäischen Gerichtshof zu tragen. 

Die erste wäre eine unmittelbare Klage Betroffener gegen die Verord-

nung selbst vor dem Gericht (erste Instanz, Zulässigkeitsproblem).

Die zweite wäre eine Klage im Zusammenhang mit unmittelbaren

Ansprüchen von Verbrauchern vor einem nationalen Gericht ver-

bunden mit einem Vorlagebeschluss dieses nationalen Gerichtes an

den Europäischen Gerichtshof. Die dritte wäre ein Vertragsverlet-

zungsverfahren, das der Mitgliedstaat selbst unmittelbar vor den

Europäischen Gerichtshof tragen müsste.

Die EU-Kommission hat am 29. März 2004 eine Konferenz in Brüssel

über Subventionen für den Tourismussektor abgehalten.

Am 24. Mai 2004 hat eine öffentliche Anhörung des Wirtschafts- und

Sozialausschusses des Europäischen Parlaments zum Vorschlag für

eine Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt stattgefun-

den.

Bezüglich der Mehrwertsteuer-Ermäßigungen für dienstleistungs-

orientierte und arbeitsplatzintensive Tätigkeiten tut sich im Rat

nichts Neues. Auch die Vereinbarung Chirac / Schröder bringt keine

Bewegung: Zum einen gibt es beim deutschen Finanzminister nach

wie vor Vorbehalte. Zum anderen sind auch die skandinavischen

Staaten und Österreich in dieser Frage nicht bereit, den französi-

schen Forderungen nachzugeben.
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Sonstige Europa-Arbeit des BTW



Mehrwertsteuerrechtlich entwickelt sich aber etwas Positives im

Hinblick auf die Diskriminierung deutscher Duty-Free-Händler hin-

sichtlich von Grenzüberschreitungen der EU-Reisenden. Die Ange-

legenheit wird nunmehr im Mehrwertsteuerausschuss beraten. Es

besteht die Hoffnung auf eine positive Entwicklung.

Es gibt einen Vorschlag der EU-Kommission für Verbraucherschutz-

recht im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr, insbesondere bei

Verspätungen. Dies ist das entsprechende Gegenstück zur Denied-

Boarding-Regulation im Luftverkehr.

Im Verfahren gegen die Wallonie bzw. den Flughafen Charleroi we-

gen der dort gezahlten Beihilfen für Ryanair hat die EU-Kommission

eine Entscheidung getroffen. Dies hat möglicherweise Auswirkung

auf die gesamte Entwicklung des Billig-Flugverkehrs.

Zum 1. Juni 2004 hat die Position des Generaldirektors der General-

direktion Unternehmen, die auch für die Tourismuspolitik zuständig

ist, gewechselt. Bisher hatte dieses Amt der Franzose Jean-Paul Min-

gasson innegehabt. Sein Nachfolger ist der Deutsche Horst Rei-

chenbach. Er ist der Tourismuswirtschaft bereits bekannt. Das BTW-

Präsidium hatte mit ihm ein Treffen, als er noch Generaldirektor der

Generaldirektion Verbraucherschutz war. Zwischenzeitlich war er

Chef der Generaldirektion Personal.
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Die Tourismuswirtschaft ist weltweit eine der wichtigsten Wachs-

tumsbranchen. Laut Welttourismusorganisation (WTO) liegt das Wirt-

schaftswachstum im Tourismus trotz hoher Schwankungen in den

vergangenen Jahren, welche auf weltweit schwache Konjunktur,

Irakkrieg und SARS zurückzuführen sind, über dem anderer Bran-

chen. Seitens der WTO und des World Travel Monitors (WTM) wird

trotz diverser Ängste vor Terror, Krieg und Seuchen für das Jahr 2004

ein weltweites Wachstum des Tourismus auf rund fünf Prozent

erwartet; für Europa als volumenstärkstem Markt wird mit drei Pro-

zent gerechnet. Im Vergleich zum Jahr 2001 sind 2002 weltweit die

Einnahmen im Tourismus um drei Prozent von 459,5 auf 474,2 Mil-

liarden US-Dollar gestiegen.

Trotz der positiven Bilanz der vergangenen Geschäftsjahre bezüg-

lich der weltweit steigenden Einnahmen im Tourismus gab es im

Geschäftsjahr 2002/2003 gegensätzliche Entwicklungen: Weltweit

sanken die international registrierten Ankünfte um rund 1,2 Prozent
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Einnahmen im Tourismus 
nach Regionen weltweit 1990-2002
Region 1990 2001 2002 2001-2002

Mrd US-$ Mrd US-$ Mrd US-$ in Prozent
Welt gesamt 264,1 459,5 474,2 0,3
Afrika 5,3 11,7 11,8 1,0
Amerika 69,2 122,5 114,3 -6,5
Asien / Pazifik 41,2 87,2 94,7 7,7
Europa 143,2 230,4 240,5 6,5
darunter Deutschland 11,2 17,2 19,2 4,0
Mittlerer Osten 4,4 11,8 13,0 10,0

Quelle: WTO 2004 (1)



von 714,6 Millionen im Jahr 2002 auf 694,0 Millionen 2003. Gründe

für den Rückgang sind vor allem der Ausbruch des Irakkriegs, die 

Lungenkrankheit SARS, sowie die Zurückhaltung der Urlauber bei

Buchungen vor allem von Reisen in die betroffenen Regionen. 

Demzufolge verzeichnete Asien 2003 einen Rückgang der Ankünfte

um 9,3 Prozent, Afrika jedoch einen Zuwachs um 4,9 Prozent. Den-

noch tut sich im asiatischen Raum mit China ein weltweit weiterer

wichtiger Wachstumsmarkt auf, dem es trotz SARS gelungen ist, sich

global gut zu positionieren. Hingegen konnte der mittlere Osten mit

einem Zuwachs um 10,3 Prozent auch im schwierigem Jahr 2003 zu-

legen. 

Weltweit betrachtet, lag der Trend auf mehr intrakontinentalen Rei-

sen. Das heißt, vier von fünf Reisen fanden im eigenen Kontinent

statt. 
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Internationale Ankünfte 2003
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� Ankünfte in Millionen Wachstum 2003 (vorläufig) in Prozent

Quelle: WTO 2004 vorläufig
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30,5 30,4



Für Deutschland ist Europa und insbesondere die Eurozone eine

der wichtigsten Quellregionen für die rund 42 Millionen Übernach-

tungen aus dem Ausland. Insgesamt werden 75,5 Prozent der Über-

nachtungen aus Europa, 11,1 Prozent aus Amerika, 8,8 Prozent aus

Asien und je ein Prozent aus Australien und Afrika erzielt. Rund drei

Viertel aller Europäer verbringen also ihren Urlaub innerhalb Euro-

pas, wobei ein tendenzieller Zuwachs der Reisen in die osteuropä-

ischen Länder zu erwarten ist. 

Umgekehrt haben die am 1. Mai 2004 der EU beigetretenen osteu-

ropäischen Staaten einen Anteil von 80 Prozent des gesamten ost-

europäischen Reisevolumens und sind zusammen mit Russland

wichtige Quellmärkte der Zukunft. Den Prognosen zufolge wird

Europas Marktanteil an internationalen Ankünften von derzeit 

60 Prozent auf 45 Prozent sinken, der Anteil an ankommenden 

Reisenden nach Europa weltweit aber steigen.

Für das Jahr 2020 sagt die Welttourismusorganisation 717 Millionen

grenzüberschreitende Touristenankünfte in Europa voraus. Einen
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Reiseverhalten europaweit

Rund drei Viertel aller Europäer verbringen ihren Urlaub innerhalb Europas.
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Anteil des Tourismus am Bruttoinlands-
produkt in den EU-Staaten

Deutschland auf Platz 3 innerhalb Europas hinter Italien und Spanien

Italien

Spanien

Deutschland

Frankreich

Portugal

Griechenland

Österreich

Belgien

Großbritannien

Irland

Schweden

Niederlande

Finnland

0,0 % 4,0 % 8,0 % 12,0 %

Quelle: Eurostat 2002 (2)

Überblick über den Anteil des Tourismus am Bruttoinlandsprodukt

in den EU-Staaten zeigt folgende Tabelle. 

Den größten Anteil am BIP haben Italien und Spanien, gefolgt von

Deutschland, Frankreich und Portugal. Mit einem Jahresumsatz von

rund 155 Milliarden Euro hat Deutschland einen Anteil von acht Pro-

zent am Bruttoinlandsprodukt.
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Quellmärkte 
Nordwest- und Südwesteuropa1

Über- Über- Urlaubs- Einwohner
nachtungen nachtungen auslands- 2002

1995 2003 reise- in 
intensität Millionen

Nordwesteuropa 9.574.762 11.166.607 68,8 % 86,6
Niederlande 5.055.629 5.794.008 95,5 % 16,0
Großbritannien 2.952.366 3.344.815 54,6 % 59,9
Belgien 1.346.954 1.705.240 107,3 % 10,3
Luxemburg 219.813 322.544 20,0 % 0,4
Südwesteuropa 5.520.699 7.421.111 30,8 % 163,6
Schweiz 1.664.793 2.479.852 131,9 % 7,2
Italien 1.656.995 2.235.347 27,2 % 57,7
Frankreich 1.557.746 1.712.421 30,6 % 59,2
Spanien 641.165 993.491 18,5 % 39,5
Summe 15.095.461 18.587.781 250,2

Quelle: Statistisches Bundesamt 2004 (4/6)

1 Mit insgesamt 18,6 Millionen Übernachtungen 2003 haben die

Quellmärkte Nordwest- und Südwesteuropa einen Anteil von 

48 Prozent an allen Ausländerübernachtungen in Deutschland.

Von 1995 bis 2003 sind die Übernachtungen aus diesen Markt-

regionen um 3,5 Millionen Übernachtungen gestiegen.

2 Mit insgesamt 2,6 Millionen Übernachtungen 2003 haben die

Quellmärkte in Südosteuropa einen Anteil von knapp 7 Prozent

an allen Ausländerübernachtungen in Deutschland. Von 1995 bis

2003 sind die Übernachtungen aus diesen Marktregionen um

knapp 0,5 Millionen Übernachtungen gestiegen.
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Quellmärkte Südosteuropa2

und Nordosteuropa/  Russland3

Über- Über- Urlaubs- Einwohner
nachtungen nachtungen auslands- 2002

1995 2003 reise- in 
intensität Millionen

Südosteuropa 2.131.683 2.612.820 43,1 % 36,0
Österreich 1.286.725 1.718.433 77,7 % 8,1
Tschechien 474.836 516.255 35,0 % 10,3
Ungarn 370.122 378.132 24,5 % 10,2
Slowenien k.A. k.A. 80,0 % 2,0
Slowakei k.A. k.A. 27,8 % 5,4
Nordosteuropa / 4.554.910 5.218.264 14,5 % 215,4
Russland
Dänemark 1.063.488 1.304.419 92,6 % 5,4
Schweden 953.851 1.241.480 61,8 % 8,9
Norwegen 398.131 422.259 75,6 % 4,5
Finnland 267.745 345.278 80,8 % 5,2
Polen 927.002 819.222 13,7 % 38,7
Russland 764.737 776.302 4,3 % 145,5
Baltische Staaten 179.956 309.304 22,2 % 7,2

Quelle: Statistisches Bundesamt 2004 (4/6)

3 Die Quellmärkte Nordosteuropa/  Russland halten mit knapp 5,2 Mil-

lionen Übernachtungen 2003 einen Anteil von 13,5 Prozent aller

Ausländerübernachtungen in Deutschland.
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Internet auf dem Vormarsch

727 Millionen Menschen weltweit nutzen das Internet und buchen

verstärkt online. Stand zum Beginn des Internetzeitalters noch vor-

wiegend die Informationsbeschaffung im Vordergrund, so ist heute

die Zahl der Internetbuchungen von wachsender Bedeutung. Allein

in Europa haben 203,2 Millionen Menschen Zugang zum World

Wide Web. Deutschland nimmt mit knapp 45 Millionen Internet-

Nutzern vor Großbritannien und Frankreich einen Spitzenplatz ein.

Jeder vierte Europäer nutzt mittlerweile das World Wide Web als

Informations- und Buchungsmedium für Reisen ins Ausland. Die

Zahl der Onlinebuchungen von Deutschlandreisenden aus Europa

Länder mit der höchsten Zahl 
an Internet-Nutzern in Europa
Rang Land Anzahl User Verbreitung

in Millionen in Prozent
1 Deutschland 44,8 54,3
2 Großbritannien 34,8 58,8
3 Frankreich 22,2 37,3
4 Italien 19,9 35,4
5 Spanien 13,6 32,5
6 Niederlande 10,8 66,0
7 Polen 8,8 23,3
8 Schweden 6,9 76,9
9 Russland 6,0 4,1
10 Schweiz 4,5 60,0
Gesamt 1-10 172,3
Europa gesamt 203,2 27,9

Quelle: Miniwatts International 2004 (12)



hat sich seit 2000 von 1,2 Millionen auf 2,1 Millionen im Jahr um 

175 Prozent erhöht. Nicht nur Verbraucher nutzen verstärkt das Inter-

net, zunehmend entdecken neben Billigcarriern auch Reiseveran-

stalter, Hoteliers und andere die Vorteile des Internets als kosten-

günstigem und schnellem Vertriebsweg. 

Billigcarrier nehmen Europa ins Visier

Die Billigflieger starten durch: Im Jahr 2003 nutzten 4,2 Millionen

Deutsche laut der Reiseanalyse (RA) 2004 einmal oder mehrfach die

Angebote von Ryanair, Germanwings, HLX und Co. Preissensible Ver-

braucher werden mehr und mehr durch neue Angebote der Netz-

carrier und einem Boom der Low-Fare-Angebote angesprochen.

Auch fliegen nicht mehr vor allem die Jungen „billig“, vielmehr ist

die Altersgruppe der 14- bis 59-Jährigen gleichermaßen vertreten.  

Die Prognosen sehen in den nächsten drei Jahren einen Zuwachs

im Low-Cost-Segment im zweistelligen Bereich. Immer mehr Urlau-

ber planen mit Billigcarriern ans Urlaubsziel zu reisen. Überdurch-

schnittliches Interesse am Billigflug haben zum Beispiel Jüngere und

gut Ausgebildete, aber auch Pauschalreisende. Für rund 17 Prozent

der Pauschalurlauber ist laut RA 2004 der Billigflug mit selbst ge-

buchter Unterkunft eine ernsthafte Alternative zum Reiseveranstalter.
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Eine weltweit schwache Konjunktur, der Irakkrieg sowie die Lungen-

krankheit SARS boten sowohl der deutschen als auch der interna-

tionalen Tourismuswirtschaft 2003 sehr ungünstige Rahmenbedin-

gungen. Trotz dieser negativen Faktoren war kein weiterer  Rückgang

der Übernachtungszahlen in Deutschland zu verzeichnen. Im Jahr

2002 hatte der Rückgang noch 2,6 Prozent betragen. In Beherber-

gungsstätten mit neun und mehr Betten sowie auf Campingplätzen

wurde mit 338,6 Millionen Übernachtungen 2003 das Ergebnis des

Vorjahres wieder erreicht. Die 112,6 Millionen Gästeankünfte bedeu-

ten sogar eine Steigerung von 1,4 Prozent gegenüber 2002, wo die

Gästezahl noch um 1,6 Prozent zurückgegangen war. 

Sehr unterschiedlich hat sich der Tourismus in den einzelnen Bundes-

ländern entwickelt: Wie bereits in den Vorjahren sind die Übernach-

tungszahlen in den neuen Ländern und Berlin-Ost mit 3,9 Prozent

Zuwachs deutlich besser ausgefallen als im früheren Bundesgebiet, wo

die Übernachtungen um 0,9 Prozent zurückgegangen sind. An der

111

I
N
C
O
M
I
N
G

Urlaubsreisen
Incoming / Binnentourismus 
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Top 20 – Quellmärkte für Deutschland
nach Übernachtungen 2003

Niederlande

USA

Großbritannien

Schweiz

Italien

Österreich

Frankreich

Belgien

Dänemark

Schweden

Japan

Spanien

Sonst. europ. Länder

Polen

Sonst. asiat. Länder

Russland

VR China u. Hongkong

Tschechische Republik

Arabische Golfstaaten

Norwegen

Mio 0.0 1.0 2.0 3.0 4.0 5.0 6.0

Quelle: Statistisches Bundesamt 2004 (4)



Spitze stand einmal mehr Mecklenburg-Vorpommern mit 6,0 Pro-

zent Plus, gefolgt von Hamburg und Sachsen (jeweils +5,8 Prozent).

Rückläufige Übernachtungszahlen mussten hingegen die großen

westdeutschen Flächenländer Bayern (-1,1), Niedersachsen (-1,2),

Nordrhein-Westfalen (-1,8), Baden-Württemberg (-2,2) und Hessen 

(-2,6 Prozent) hinnehmen. 

Insgesamt hat sich die Zahl der Übernachtungen in den neuen Län-

dern und Berlin-Ost seit 1992 – dem ersten Jahr, für das gesamt-

deutsche Zahlen vorliegen – von 32,2 auf 68,3 Millionen mehr als

verdoppelt. Im selben Zeitraum ist die Zahl der Übernachtungen im

früheren Bundesgebiet von 286,3 auf 270,3 Millionen gesunken.

Trotz zunehmender Höherbewertung des Euros, die das Reiseland

Deutschland zumindest für Gäste von außerhalb der Eurozone teu-

rer gemacht hat, ist die Zahl der Übernachtungen von Auslands-

gästen 2003 mit +2,7 Prozent wieder spürbar gestiegen. 
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Erfreulich gestaltete sich dabei insbesondere die Entwicklung im

Jahresverlauf: Ab Mai wurden wieder kontinuierlich Zuwachsraten

der Ausländerübernachtungen registriert – mit zum Jahresende hin

ansteigender Tendenz. 

Dennoch waren im Jahr 2003 die in der Zahlungsbilanz-Statistik fest-

gehaltenen Einnahmen aus dem grenzüberschreitenden Reisever-

kehr gegenüber dem Vorjahr mit -1,6 Prozent wieder leicht rückläu-

fig. Allerdings sind mit -5,9 Prozent die Ausgaben der Deutschen bei

Auslandsreisen noch stärker zurückgegangen. Insgesamt hat sich

der negative Saldo der Einnahmen und Ausgaben im grenzüber-

schreitenden Reiseverkehr von 35,2 Milliarden Euro im Jahr 2002 auf

32,3 Milliarden Euro im Jahr 2003 vermindert. 

Die Steigerung der Übernachtungszahlen ausländischer Gäste ist

vor allem auf die Entwicklung in den unmittelbaren oder nahe gele-

genen Nachbarländern zurückzuführen. Unter den elf wichtigsten
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Gesamtzahl der Betriebe und Betten 
(nach Betriebsart)

Betriebsart Beherbergungskapazität
Geöffnete Betriebe Angebotene Betten

Hotels 13.098 939.227
Hotels garni 8.972 310.993
Gasthöfe 10.150 232.446
Pensionen 5.329 131.358
Klassisches Beherbungsgewerbe 37.549 1.614.024

Erholungs-, Ferien- und Schulungsheime 2.674 210.985
Ferienzentren 86 58.127
Ferienhäuser, -wohnungen 10.794 330.252
Hütten, Jugendherbergen 1.606 129.407
Erholungsheime, Ferienzentren usw. 15.160 728.771

Vorsorge- und Reha-Kliniken 1.062 172.344
Sonstige Beherbergungsgewerbe 16.222 901.115

Alle Betriebe 53.771 2.515.139

Quelle: Statistisches Bundesamt Stand: Juli 2003

Herkunftsländern, die es auf jeweils mehr als eine Millionen Über-

nachtungen in deutschen Beherbergungsbetrieben gebracht

haben, wurden die höchsten Zuwächse für die Schweiz (+10,6), Bel-

gien (+9,1), Italien (+6,6), Dänemark (+6,0) und Frankreich (+5,8 Pro-

zent) registriert. Stark zurückgegangen sind hingegen die Übernach-

tungen von Gästen aus Japan (-9,8) und den USA (-5,6 Prozent)

sowie in geringerem Maße auch der Touristen aus Großbritannien 

(-1,2 Prozent). 



Der Anteil ausländischer Gäste an der Gesamtzahl der Übernach-

tungen in Deutschland belief sich 2003 auf 12,3 Prozent und hat sich

seit 1992 (12,0 Prozent) nur geringfügig erhöht. Auffällig ist jedoch ein

nach wie vor bestehendes Ost-West-Gefälle: Entfielen im früheren

Bundesgebiet nach Angaben des Statistischen Bundesamts vom

März 2004 13,9 Prozent der Übernachtungen auf ausländische
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Angebotene Betten 1995 und 2003
Bundesland Angebotene Betten 1995 / 2003

Juli 1995 Juli 2003 in Prozent
Bayern 536.226 561.485 +4,7
Baden-Württemberg 282.605 291.562 +3,2
Niedersachsen 244.791 274.282 +12,0
Nordrhein-Westfalen 250.796 271.992 +8,4
Hessen 175.985 184.255 +4,7
Schleswig-Holstein 170.537 177.414 +4,0
Mecklenburg-Vorpommern 83.411 164.282 +96,9
Rheinland-Pfalz 148.521 156.292 +5,2
Sachsen 76.322 111.717 +46,4
Brandenburg 54.344 77.878 +43,3
Thüringen 61.753 69.168 +12,0
Berlin 44.351 68.779 +55,1
Sachsen-Anhalt 42.183 51.082 +21,1
Hamburg 26.157 30.502 +16,6
Saarland 13.975 15.241 +9,1
Bremen 7.744 9.208 +18,9
Bundesgebiet insgesamt 2.219.701 2.515.139 +13,3
– Alte Bundesländer 1.890.370 2.041.012 +8,0
– Neue Bundesländer 329.331 474.127 +44,0

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Gäste, betrug deren Anteil in den neuen Ländern und Berlin-Ost nur

6,0 Prozent.

Beherbergungskapazität

Im Jahr 2003 gab es in Deutschland knapp 54.000 Beherbergungs-

betriebe. Davon waren 37.500 oder 70 Prozent im Klassischen Beher-

bergungsgewerbe und etwa 16.200 (30 Prozent) im sonstigen Beher-

Verteilung der Gästezimmer 
in der Hotellerie 2003
Bundesland Angebotene Gästezimmer absolut in Prozent

Juli 2003
Berlin 31.763 3,6
Hamburg 17.377 1,9
Bremen 4.877 0,5
Saarland 5.191 0,6
Hessen 76.169 8,5
Nordrhein-Westfalen 112.684 12,6
Niedersachsen 80.235 10,0
Baden-Württemberg 117.806 13,2
Bayern 213.430 23,9
Schleswig-Holstein 30.724 3,4
Mecklenburg-Vorpommern 34.343 3,8
Sachsen 43.352 4,9
Rheinland-Pfalz 55.397 6,2
Thüringen 25.129 2,8
Brandenburg 24.367 2,7
Sachsen-Anhalt 19.458 2,2
Bundesgebiet insgesamt 892.302 100,0

Quelle: Statistisches Bundesamt
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bergungsbereich angesiedelt. Die Beherbergungskapazität der Bun-

desrepublik lag 2003 bei 2,5 Millionen Gästebetten. Davon waren

etwa 1,6 Millionen Betten (64 Prozent) dem Klassischen Beherber-

gungsgewerbe und über 900.000 sonstigen Betrieben zuzuordnen.

Durchschnittlich hatte ein Beherbergungsbetrieb 47 Gästebetten. Im

Klassischen Beherbergungsgewerbe waren es 43, im sonstigen Be-

herbergungsbereich 55 Betten. Wirtschaftlich verlief die Entwicklung

der Unternehmen im Beherbergungsgewerbe 2003 wie bereits im

Vorjahr ungünstig: Die Umsätze gingen nominal um 3,8 Prozent und

real – also preisbereinigt – um 5,2 Prozent zurück. Die Zahl der

Beschäftigten verminderte sich um 2,6 Prozent. 

Bettenkapazität

Die Bettenauslastung im Beherbergungsgewerbe lag wie bereits 2002

bei 36,2 Prozent. In der Hotellerie (Hotels, Gasthöfe, Pensionen, Garni-

Hotels) konnte sogar eine leichte Zunahme auf 33,5 (Vorjahr: 33,2)

Prozent festgestellt werden. Seit 2003 wird in der amtlichen Beher-

bergungsstatistik als Meßgröße der Kapazitätsauslastung in der Hotel-

lerie auch die Zimmerauslastung erhoben. Deren Wert betrug bun-

desweit 40,0 Prozent. Seit 1995 ist im Bundesgebiet die Zahl der Gäste-

betten von 2,2 Millionen um 13,3 Prozent auf 2,5 Millionen 2003 ge-

stiegen. In den alten Bundesländern gab es 8 Prozent mehr Gäste-

betten. Die Zuwachsraten betrugen dort zwischen 3,2 Prozent in

Baden-Württemberg und 18,9 Prozent in Bremen. In den neuen Bun-

desländern ist die Zahl der Gästebetten seit 1995 um 44 Prozent

oder 144.796 Betten gestiegen – mit plus 12 Prozent am geringsten

in Thüringen und mit 96,9 Prozent am stärksten in Mecklenburg-

Vorpommern.
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Städte und Rundreisen 
– das wichtigste Marktsegment
1. Rundreisen 3,6 Millionen Reisen
2. Urlaub in den Feriengebieten unterteilt nach:

Urlaub auf dem Land 1,6 Millionen Reisen
Urlaub am Meer/ See 0,9 Millionen Reisen
Urlaub in den Bergen 0,7 Millionen Reisen

3. Städtereisen 3,0 Millionen Reisen
4. Sporturlaub 0,4 Millionen Reisen
5. Eventreisen 0,4 Millionen Reisen
6. Wintersport 0,2 Millionen Reisen
7. Gesundheitsurlaub 0,1 Millionen Reisen
8. Sonstiges 3,3 Millionen Reisen

Quelle: ETM 2004 (5)

Messeplatz Deutschland 2002
Anzahl

Messen (international) 145
Aussteller 165.859
ausländische Aussteller 82.735
vermietete Fläche 6.639.204 m2

Besucher 9.218.276
davon ausländische Besucher ca. 1.900.000

Quelle: AUMA 2003 (8)



Das touristische Geschäftsjahr 2002/2003 hat die Branche erneut mit

einem Minus abgeschlossen. Laut DRV sind die Teilnehmerzahlen

im deutschen Pauschalreisen-Markt gegenüber 2001/2002 um fünf

und die Umsätze um sechs Prozent auf 15,3 Milliarden Euro zurück-

gegangen. Ausschlaggebend dafür waren erneut schlechte Inlands-

konjunktur und Konsumzurückhaltung. Hinzu kamen der Krieg im

Irak und die Lungenkrankheit SARS.

Der Marktanteil des Inlandstourismus bei den Urlaubsreisen der

Deutschen ab fünf Tagen Dauer ist 2003 Tourist Scope zufolge mit

34,3 (2002: 34,5) Prozent stabil geblieben. Hingegen ist der Marktan-

teil der Fernreisen nochmals leicht auf um 5,1 (2002: 5,2) Prozent der

Urlaubsreisen der Bundesbürger ab fünf Tagen zurückgegangen.

Nordamerika (1,8 Prozent) sowie die Karibik und Mittelamerika

(1,0 Prozent), haben nach Verlusten im Vorjahr ihre Marktanteile halten

können. Starker Euro und schwacher Dollar, das Ende des Irak-Kriegs,

die erfolgreiche SARS-Bekämpfung und wieder bessere wirtschaftli-

che Perspektiven sowie großer Nachholbedarf in Deutschland ver-

bessern massiv die Perspektiven für die besonders umsatzrelevanten

Fernreisen 2004.

Mit Abstand größte Zielregion im Auslandstourismus bleibt der Mit-

telmeerraum einschließlich Nordafrika mit einem gegenüber 2002

(35,6 Prozent) leicht zurückgegangenen Marktanteil von 34,8 Pro-

zent. Wichtigstes Einzelziel ist Spanien mit 11,9 Prozent der Urlaubs-

reisen der Deutschen ab fünf Tagen Dauer im Jahr 2003. Dort haben

die Kanarischen Inseln und die Balearen gegenüber 2002 zu Lasten

des Festlands wieder um je 0,2 Prozentpunkte zugelegt, was insbe-

sondere auf eine deutlich verbesserte Zusammenarbeit mit deut-

schen Reiseveranstaltern und Fluggesellschaften zurückzuführen sein

dürfte.
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Zielgebiete 2002 und 2003 im Vergleich
Zielgebiete 2002 2003

in Millionen in Prozent in Millionen in Prozent
Deutschland 27,6 34,5 26,3 34,3
davon: Nord- / Ostsee 8,0 10,1 8,5 11,1

Alpen- und Voralpen 2,4 3,0 2,4 3,2
sonstiges Bayern 3,8 4,7 2,9 3,8
Baden-Württemberg 2,2 2,8 2,0 2,7

Weitere Nahziele 19,4 24,3 19,5 25,4
davon: Österreich 5,5 7,2 5,7 7,4

Frankreich 3,4 3,8 2,9 3,7
Dänemark und Benelux 3,9 4,5 3,6 4,7
GB, Irland, Skandinavien 2,0 2,4 2,1 2,7

Mittelmeer/ Mittelstrecke 28,5 35,6 26,6 34,8
davon: Balearen 3,4 4,2 3,4 4,4

Kanaren 2,6 3,3 2,6 3,5
span. Festland / Portugal 3,7 4,6 3,0 4,0
Italien 7,6 9,5 7,1 9,3
Griechenland 2,6 3,3 2,3 3,0
Türkei 3,8 4,8 3,6 4,7
Nordafrika 1,8 2,2 1,5 2,0

Fernziele 4,2 5,2 3,9 5,1
davon: USA / Kanada 1,4 1,8 1,4 1,8

Karibik und Mittelamerika 0,8 1,0 0,8 1,0
Gesamt 79,9 100,0 76,5 100,0

Quelle: DRV/Tourist Scope Basis: Urlaubsreisen der Deutschen ab fünf Tagen Dauer

An der Spitze der Trendziele mit hohen Zuwächsen rangiert 2003

vor allem Ägypten. Dort wirken preisattraktive Angebote mit einer

unverwechselbaren Kombination aus Pyramiden, Pharaonengräbern,

Nilkreuzfahrten sowie Bade-, Schnorchel- und Tauchurlaub am
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Urlaubsreisen der Deutschen 2003
in Millionen*

Auslandsreisen

Inlandsreisen

0.0 10.0 20.0 30.0 40.0 50.0 60.0 70.0

�  kurze Reisen = bis vier Tage Dauer �  lange Reisen = ab fünf Tagen Dauer

*Urlaubsreisen ab einer Übernachtung einschließlich der Reisen mitgereister Kinder

Quelle: DRV/Tourist Scope

11.0 50.3

34.2 26.3

Entwicklung der 
Inlands- und Auslandsreisen
Basis: Urlaubsreisen der Deutschen ab fünf Tagen Dauer

100 %

90 % –– Auslandsreisen

80 %

70 %

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

0 % –– Inlandsreisen

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2002 2002 20032003

Quelle: DRV/Tourist Scope



Roten Meer. Mit einem guten Preis-Leistungs-Verhältnis haben ins-

besondere Bulgarien, Kroatien, Rumänien und die Türkei als Trend-

ziele auf der Mittelstrecke Erfolg gehabt. Diese Entwicklung dürfte

sich auch 2004 bestätigen.

Bei den Reisearten bleiben All-inclusive, Cluburlaub und Wellness-

Reisen weiter besonders stark gefragt. Diesen drei Themenberei-

chen widmen immer mehr Reiseveranstalter eigene Kataloge. Das

Thema Wellness ist dabei sowohl im Auslands- wie im Inlandstou-

rismus besonders populär. 

Bei der Nutzung der Verkehrsmittel für Auslandsreisen ist der Anteil

des Flugzeugs stets höher als bei Inlandsreisen, wo Bahn, Bus und

Auto stärker genutzt werden. Für Urlaubsreisen der Deutschen ab

fünf Tagen Dauer 2003 hat Tourist Scope insgesamt ermittelt, dass

das Auto mit 56 Prozent vor dem Flugzeug (29 Prozent) weiter den

ersten Platz einnimmt. Rang drei behauptet der Bus mit acht (2002:

sieben) Prozent – ein Wert, der deutlich höher ausfiele, würden

Kurzreisen mit einbezogen. Mit fünf (2002: sechs) Prozent rangiert

die Bahn als Urlaubs-Verkehrsmittel auf Rang vier.

Nach der Reisedevisenbilanz der Deutschen Bundesbank mit Stand

vom Juli 2004 haben die Deutschen 2003 im Ausland insgesamt 

57,2 Milliarden Euro und damit drei Prozent mehr als im Vorjahr aus-

gegeben. Spanien führt die Liste mit 6,9 Milliarden Euro vor Öster-

reich (6,7), Italien (6,4), Frankreich (4,1), den Niederlanden, der Türkei

und den USA (je 2,8 Milliarden Euro) an.

Der deutsche Kreuzfahrtenmarkt

Weitgehend dem Auslandstourismus zuzuordnen ist ferner der

deutsche Kreuzfahrtenmarkt, den der DRV jährlich untersuchen lässt.

Danach wurden 2003 im deutschen Hochsee-Kreuzfahrtenmarkt

erstmals mehr als eine Milliarde (1.073 Millionen) Euro umgesetzt.
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Diese Zahl entspricht einem Plus von 22 Prozent gegenüber 2002

(878,8 Millionen Euro). Unverändert geblieben ist die durchschnittli-

che Reisedauer von zehn Tagen. Die Preise für Kreuzfahrten sind

2003 um 2,7 Prozent oder 55 Euro gesunken, pro Person betrug der

Durchschnittsreisepreis 1.996 (2002: 2.051) Euro. Vom schlechten

Tourismusjahr 2003 ist auch der deutsche Kreuzfahrtenmarkt nicht

verschont geblieben. Dass er sich trotzdem gut behauptet hat, lag

unter anderem an der Zunahme des nationalen Angebotsvolu-

mens, wodurch rund 23 Prozent mehr Passagiernächte zur Verfü-

gung standen.

Etwa 65 Prozent der Kreuzfahrten-Anbieter konnten eine Steigerung

der Passagierzahlen verzeichnen, während bei 14 Prozent das

Geschäftsergebnis unter dem Vorjahr geblieben ist. Bei rund 21 Pro-

Reiseziele Hochsee 2002/ 2003

Übersee

Westeuropa/
Atlantische Inseln

Ostsee

Karibik/ USA

Nordland

Mittelmeer

�  2003     �  2002

Quelle: DRV-Kreuzfahrtenstudie 2003

38.626
33.153

43.917
35.729

52.486
42.045

91.883
69.543

81.331
70.004

229.105
177.938
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zent hat es keine Veränderung gegeben. Insgesamt haben die auf

dem deutschen Hochsee-Kreuzfahrtenmarkt aktiven Reedereien

und Veranstalter im vergangenen Jahr 537.348 Passagiere befördert.

Das sind 25,4 Prozent mehr Gäste als 2002 (428.412). Vor allem die

nationalen Anbieter, die 56,3 Prozent der Passagiere befördert

haben, konnten die Anzahl der Passagiernächte um 27,4 Prozent auf

3.298.556 steigern. Demgegenüber haben internationale Kreuzfahr-

ten-Anbieter nur 234.939 Passagiere befördert. Beliebte Kreuzfahr-

tenziele lagen wie bereits im Jahr zuvor auch 2003 zu 75,7 (2002: 76)

Prozent in Deutschland und Europa. Nahezu unverändert blieb mit

Hochseekreuzfahrten 2002/ 2003

Passagiere

�  2003     �  2002

Passagiernächte Umsatz in Tausend Euro

�  2003     �  2002 �  2003     �  2002

Quelle: DRV-Kreuzfahrtenstudie 2003

5.375.075
4.325.228

+24,3 %
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Flusskreuzfahrten 2002/ 2003

Passagiere

�  2003     �  2002

Passagiernächte Umsatz in Tausend Euro

�  2003     �  2002 �  2003     �  2002

Quelle: DRV-Kreuzfahrtenstudie 2003

2.235.679
1.831.707

+22,1 %

24,3 (2002: 24) Prozent die Zahl der deutschsprachigen Kreuzfahr-

ten-Passagiere in überseeischen Gewässern. Für 2004 rechnet die

überwiegende Mehrheit (82 Prozent) der Kreuzfahrten-Anbieter mit

einer Steigerung der Passagierzahlen, während 14 Prozent keine

Änderung und lediglich vier Prozent einen Rückgang erwarten. 

Auch für die Anbieter von Flusskreuzfahrten war das Reisejahr 2003

schwierig: Der Ägypten-Tourismus und die Nilkreuzfahrten haben

aufgrund des Irak-Kriegs gelitten. Die Nachfrage nach Jangtsekiang-

Kreuzfahrten in China wurde durch SARS und den Staudamm-Bau

beeinträchtigt. Infolge des heißen Sommerwetters sanken in Mittel-
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europa die Wasserstände. Auf vielen Flüssen musste die Schifffahrt

zeitweise vollkommen eingestellt werden. Besonders betroffen wa-

ren Donau, Elbe, Po und Rhein.

Trotzdem haben sich die Anbieter von Flusskreuzfahrten gut

behauptet: Mit 274.792 (2002: 221.038) Passagieren konnten sie einen

24,3 Prozent über Vorjahr liegenden Umsatz in Höhe von 313.9

(2002: 264,5) Millionen Euro erwirtschaften. 55 Prozent der Veran-

stalter haben 2003 Umsatz und Passagierzahlen gesteigert, 25 Pro-

zent mussten Umsatzeinbußen hinnehmen. Bei 20 Prozent gab es

keine Veränderungen. Kostete eine Flusskreuzfahrt 2002 durch-

schnittlich 1.197 Euro, waren es im Jahr darauf 1.142 Euro, also 55 Euro

weniger. Die durchschnittliche Reisedauer lag 2003 nahezu unver-

ändert bei 8,1 Tagen. Trotz zeitweise starker Behinderungen durch

Niedrigwasser haben die Anbieter von Flusskreuzfahrten bei allen

europäischen Destinationen – außer Italien – in Deutschland Passa-

gierzuwächse erzielt und lediglich auf dem Nil (Ägypten) und dem

Jangtsekiang (China) Rückgänge hinnehmen müssen. 85 Prozent der

Unternehmen erwarten für 2004 ein gutes Geschäftsjahr. 

Flusskreuzfahrten: 55 Prozent aller Unternehmen erwarten 2004 ein gutes Geschäftsjahr.



Geschäftsreisen haben eine wachsende Bedeutung für den Wirt-

schaftsstandort Deutschland. Reisen zu Kunden, zur Weiterbildung,

zu Messen, Tagungen und Kongressen erzeugen direkte, saisonal aus-

gleichende Beschäftigungs- und Einkommenseffekte für Leistungs-

träger, Dienstleister, Städte und Gemeinden. Geschäftsreisen bieten

all diesen eine insgesamt stabile finanzielle Planungsbasis.

Zusammen mit Bearing Point hat das BTW-Mitglied Verband Deut-

sches Reisemanagement (VDR) den deutschen Geschäftsreisemarkt

in der VDR-Geschäftsreiseanalyse 2004 wieder auf repräsentativer 

Basis erfasst, analysiert und beschrieben. Danach beträgt – ohne pri-

vate Nebenausgaben – der Gesamtwert der Geschäftsreisen 54,1 Mil-

liarden Euro. Die Tagesausgaben bei Geschäftsreisen sind etwa dop-

pelt so hoch wie bei Urlaubsreisen. Werden die Kosten von Kleinst-

betrieben sowie die Ausgaben für Dienstwagen, Firmenveranstaltun-

gen mit Reisetätigkeit und Mobilfunk hinzu gerechnet, übersteigen

die Kosten für wirtschaftlich bedingte Mobilität 120 Milliarden Euro. Dies

entspricht etwa der Hälfte der Ausgaben im Bundeshaushalt 2003.

Für Betriebe mit zehn

und mehr Mitarbei-

tern wurden im Jahr

2003 über 147 Millio-

nen Geschäftsreisen

unternommen. Die

meisten Geschäftsrei-

sen finden nach wie

vor im Inland statt,

aber der Auslands-

Anteil ist deutlich ge-

wachsen: Bei interkon-

tinentalen Zielen gab
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Wohin führen Geschäftsreisen 
deutscher Unternehmen?

100 %

80 %

60 % �  Inland

40 % �  Europa

20 % � Interkontinental

0 %

Quelle:  Verband Deutsches Reisemanagement (VDR) 2004

72

20
8

62

22

16

20032002



129

es eine Verdopplung. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Sogwirkung ins

europäische Ausland bei Firmen mit mehr als 2.500 Beschäftigten mit

26 (2002: 18) Prozent der Geschäftsreisen überdurchschnittlich stark.

Mögliche Ursachen für die Gesamtentwicklung sind in wirtschaftlich

boomenden Regionen wie China zu finden, im Trend zur Verlagerung

betrieblicher Teilbereiche ins Ausland und im Stärken von Wirt-

schaftsbeziehungen zu neuen EU-Mitgliedstaaten.

Außer in Unternehmen mit mehr als 2.500 Mitarbeitern hat die

Intensität von Geschäftsreisen in der Privatwirtschaft gegenüber

2002 abgenommen. Gegenüber dem Vorjahr ist der prozentuale

Anteil von Beschäftigten im Betrieb, der mindestens eine Geschäfts-

reise im Jahr tätigt, von 36 auf 31 Prozent im Jahr 2003 gesunken. Die

höchste unternehmensbezogene Häufigkeit von Geschäftsreisen

wird in Firmen mit 251 bis 500 Mitarbeitern verzeichnet, in denen 

24 Prozent der Reisenden 49 Mal und häufiger im Jahr unterwegs

sind – also öfter als ein Mal wöchentlich (2002: 20 Prozent). Da-

gegen ist die höchste individuelle Häufigkeit von Geschäftsreisen

nach wie vor beim „typischen Geschäftseisenden“ eines Groß-

unternehmens mit über 2.500 Mitarbeitern zu finden: Er unternimmt

durchschnittlich 47 (2002: 43) Reisen im Jahr.

Was bedeuten die gestiegene Intensität und Häufigkeit für die

Geschäftsreisenden? – Offensichtlich müssen diejenigen, die ohne-

hin schon viel unterwegs sind, öfter die Koffer packen.

Weiterhin findet rund die Hälfte der Geschäftsreisen ohne Übernach-

tung statt. Es ist jedoch ein klarer Rückgang zwei- bis dreitägiger 

Reisen auf 27 (2002: 36) Prozent im Jahr 2003 festzustellen. Dem-

gegenüber haben längere Reisen ab vier Tagen Dauer bei allen Unter-

nehmensgrößen zugenommen. Den deutlichsten Zuwachs ver-

zeichneten 2003 dabei Firmen mit 251 bis 500 Mitarbeitern, wo 29
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(2002: 14) Prozent der Geschäftsreisen mindestens vier Tage dauer-

ten. Fazit: Geschäftsreisen werden länger. Im Jahr 2003 dauerte eine

Geschäftsreise durchschnittlich 2,6 (2002: 2,1) Tage.

Volkswirtschaftlich gesehen sind Geschäftsreisen ein möglicher

Frühindikator des gesamtwirtschaftlichen Geschehens, Urlaubsreisen

hingegen ein Spätindikator des individuell verfügbaren Einkom-

mens. Ob und wer wie oft geschäftlich reisen muss, entscheidet

nicht die Situation der Reisenden, sondern die des Unternehmens.

Bestimmend sind neben anderen Parametern Auftragslage, Weiter-

bildungsbudget und Betriebszusammenlegungen.

Zwei von fünf Unternehmen erwarten bis Ende 2005 steigende Ge-

schäftsreisekosten. Etwa der gleiche Anteil geht von stabilen Kosten

aus. Jedes vierte Unternehmen ist bei der Frage nach den Auswirkun-

gen der Nettopreismodelle im Flugverkehr mit einer Prognose über-

fordert. Zwei von fünf Unternehmen rechnen mit einem Kostenschub. 
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